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Es war eines der weiſeſten, gerechteſten und wohl⸗ 
thätigſten Geſetze unſerer vorigen teutſchen Reichs— 
Verfaſſung, daß kein Reichsſtand von ſeinen Unter— 
thanen nach Willkühr Steuern einfordern, oder 
die angeordneten erhöhen durfte. 

In Provinzen, welche Landſtände hatten, war 
die Zuſtimmung derſelben erforderlich; in Ländern, 
wo es keine ſtändiſche Berfaffung gab, regu⸗ 
lirte zwar der Landesherr die Steuer; er ward jedoch 
verbunden, den Unterthanen die Bedürfniſſe nam— 
haft zu machen, für welche die Steuer erhoben wer— 
den ſollte, und wenn die Steuerpflichtigen es vers 
langten, über die Verwendung der Steuern Rech— 

nung vorzulegen. 9 t N 
Nachdem dag tauſendjährige Reich der Teutſchen 
durch den eee eines fremden Emporkömm⸗ 


m 


4) Gönners teutſches Staatsrecht. Landshut 1804 S. 771. 
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lings, welchem nichts, als die eigene politiſche Schöps 
fung heilig zu ſeyn ſchien, im Jahr 1806, in Folge 
der rheiniſchen Bundes: Arte aufgelößt ward, 
und der letzte Kaiſer der Teutſchen, Franz II, die 
teutſche Reichskrone niedergelegt hatte: ſo ſiengen 
nunmehr dieſelben Teutſchen bald an, dieſen Wandel 
der Dinge in den neuen Souverain-Staaten 
zu fühlen. 1 
Die Reichsgerichte hörten auf, und die 
Landſtände wurden da, wo ſie ſtatt fanden, als 
Hinderniſſe der Souverainität aufgehoben. 8 
Von 1806 an bietet die Finanz- Geſchichte Teutſch⸗ ö 
lands Beyſpiele der Willkühr und der Eigenmacht dar, 
wie wir dergleichen früher kennen zu lernen nie Gele— 
genheit hatten. Und wer nur von Sich erheit eines 
Eigenthums in dieſer Zeit ſprechen wollte, verriethe 
ſeine Unkunde zu deutlich. Es iſt hier der Ort nicht, 
ausführlicher darüber zu reden. Wer auch verweilte 
gern bey Reminiscenzen aus einer fo bittern, ver 
hängnißvollen Zeit, deren Folgen, phyſiſch und mo: 
raliſch, noch lange auf uns laſten werden? Traurig 
genug, daß die Reſultate dieſer ſeitherigen vaterlän⸗ 
diſchen Finanz- Verwaltungen in der allenthalben 
vorhandenen Erſchöpfung der Unterthanen fo unver: 
kennbar vor Jedermanns Augen liegen! | 
Deſto erfreulicher war der Ausſpruch der Weis⸗ 


LO AS ae 

heit unſerer mächtigſten teutſchen Regenten in dem 13. 
Artikel der teutſchen Bundes: Acte: »daß in allen 
Bundesſtaaten landesſtändiſche Verfaſ— 
ſungen ſtatt finden werden?« Wenn ferner 
die Weisheit dieſer Fürſten zugleich den Unterthanen 
»die Bewilligung der Steuern, die Mit 
aufſicht auf d eren Verwendung, die Theil— 
nahme an der Geſetzgebung und das Recht 
der Beſchwerdeführung bey eintretender 
Malverſation der Staatsdiener“ geſtat— 
tete: 2) ſo erblickt hierin der Teutſche einen Zuſtand, 
in welchem er mit Ruhe und Zufriedenheit der Zu: 
kunft entgegenſehen kann. Zwar iſt dieſe ſo ſehnlichſt 
erwünſchte Zeit noch nicht eingetreten: allein die leber 
zeugung, daß teutſche Fürſten ihr Fürſten⸗ 
Wort, deſſen Erfüllung daß eigene Glück an jenes der 
Völker ſo enge knüpft, heilig achten zu wiſſen werden, 
belebt den entmuthigten Teutſchen aufs neue. Indeß 
iſt es Zeit, daß das gegebene Wort zur That werde! 
Wüßte ſo mancher Fürſt, wie in dieſem Zuſtande des 
bisherigen, ſo lange vergeblichen Harrens und Hof— 
fens die Liebe und Anhänglichkeit der Unterthanen zu 
erkalten, und alles Vertrauen zu wanken beginnt: 
er würde längſt die arg- und liſtvollen Reden der 


2) Klübers Ueberſicht der diplomatiſchen Verhandlungen 
des Wiener Congreſſes. 2fe Abth. S. 214. 215. 


| Miniſter und Räthe zurückgewieſen, und ſeinem Volke 
bereits gegeben haben, was iin. und 6 echt 
am Ende doch geben werden. i 
Die Geſchichte Teutſchlands führt uns in eine 

Zeit zurück, in welcher keine Steuern gezahlt wer⸗ 
den durften. Der Ertrag der ſogenannten Kammer: 
Güter war hinreichend, alle Ausgaben im Staats⸗ 
Haushalte reichlich zu beſtreiten 5). Dieſelbe Geſchichte 
ſagt uns, das anfänglich alle Steuern freiwillig 
waren, d. h., ohne den guten Willen der Land— 
ſtände und Unterthanen nicht auferlegt werden 
durften 9: 
Wenn auch jene Zeiten 1 ſind, wo das 25 
kommen aus den Domainen allen Staats- Auf: 
wand zu decken vermochte: So lehrt uns doch die Ge— 
ſchichte unſers Vaterlandes, deſſen frühere Geſetz⸗ 
Verfaſſung und das allgemeine Staatsrecht, daß wir 
auch jetzt noch nicht weiter verbunden ſind, zu den 
Staatsbedürfniſſen beyzuſteuern, als inſofern jener 
Domainen⸗ Ertrag für den Staats- Bedarf un zu⸗ 
länglich iſt, daß der Staat, deſſen erſter Beftand: 

theil der Regent, und die Negierten der andere Be: 
ſtandtheil find, die Pflicht hat, gemeinſchaftlich 
auszuſprechen und namhaft zu machen, worin dieſe 


3) Häberlins teutſches Staatsrecht. 2. B. F. 254. 
4) Ebend. F. 235. 4 f 
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Bedürfniſſe des Staats beſtehen, und ob fie wirklich 
nothwendig find ). Ueberall kann das teutſche 
Volk nur dann beſteuert werden, wenn erwieſen iſt, 
daß das ſchon vorhandene Staatseinkommen 
nicht zureicht, den wahrhaft nothwendigen und unent; 
behrlichen Staats- Bedarf zu decken. Für das Feh— 
lende kann nur das National-Einkommen die 
Quelle des Staats-Einkommen ſeyn. 
Das National- Einkommen beſteht aus dem Eins 
kommen eines jeden einzelnen Mitgliedes der Staats— 
Geſellſchaft. Läßt es ſich nationalwirthſchaft— 
lich erweiſen, daß alles Staats- Einkommen 
leichter und zum größten Vortheile für 
den Wohlſtand der Regierten aus dem Na— 
tional-⸗Ein kommen erhoben werden kann, 
wenn alle Domainen und Domainial: Ge 
fälle zc. ꝛc. als freies Eigenthum in die 
Hände des producirenden Volkes überge⸗ 
hen: fo iſt es Pflicht des Regenten, dieſem wichtt: 
gen und unverkennbaren Förderungsmittel des Natio— 
nal-Wohlſtandes kein Hinderniß entgegenzufey - 
zen, und auf dem Wege verſtändiger und überlegter 


Reformen mit feinem mündigen Volke übereinzufom: 


men, den gemeinſchaftlichen Staatszweck, Wohlſtand 


5) Häberlins. teutſches Staatsrecht 2. B. H. 257.— Klü, 
bers Staats, Archiv des reutſchen Bundes 1. B. S. 483.484. 
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im Innern und Sicherheit nach Auſſen, auf dieſe 
Weiſe zu erreichen. Es kann hier unſere Abſicht nicht 
ſeyn, jenen nationalwirthſchaftlichen Beweis zu füh: 
ren. Wir haben dies anderswo ſchon verſucht, und es 
liegt nicht an uns, daß es nicht ſchon früher ins Pub— 
likum gekommen iſt. »Je größer das Einkommen der 
Ration wird „ deſto größer wird auch das Vermögen 
derſelben, die Bedürfniſſe des Staats zu beſtreiten, 
deſto leichter und gewiſſer können die Zwecke der bür⸗ 
gerlichen Verbindung erreicht werden. Vergrößerung 
des Einkommens der Unterthanen, iſt alſo auch Ber: 
größerung der Macht des Staats 6).« Beyſpiele, daß 
Staaten auch ohne Domainen und Domainial-Gefälle 
mit Ruhm und Glanz beſtehen, und die Nation beſſer 
ſich befindet, ſehen wir an England und Frank- 
„„ | | 
Das Ausmitteln des Einkommens der Geſell— 
ſchafts-Mitglieder und die Beſtimmung der Beyträge 
derſelben für den Staatshaushalt, war bisher die 
immer noch nicht gelößte Aufgabe der Beſteue— 
rungskunde. Es liegt in der Natur der Sache, 
darin nur verſchiedene, und oft ſehr unvollſtänd'ge 
Mittel und Wege angegeben zu ſehen, durch eine mehr 
oder minder vollkommene Annäherun gsweiſe 


6) A. Fr. Lueder über National; e und Staats 
wirthſchaft. Berlin 1800 1. B. 
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jenes Einkommen aufzufinden, weßhalb auch noch 
durch keines des mancherley, von der Finanz- Gewalt 
einſeitig ausgegangenen Steuer-Syſteme, die Zus 
friedenheit der Steuernden bezweckt werden konnte. 
Dieſem erwünſchten Ziele wird auch nur dann 
näher zu kommen ſeyn, wenn die Steuerpflichtige 
unter ſich ſelbſt es verſuchen, ihre Contributions— 
Fähigkeit nach eines jeden Einkommen auszumit⸗ 
teln, und die größtmöglichſte Gleichheit in der Befteue: 
rung nach dieſem Maßſtabe einzuführen. Es verſteht 
ſich, daß die Reſultate dieſer gemeinſamen Verſuche 
der Steuernden, welche in jeder Commune einander ſo 
nahe ſind und einander ſo genau kennen, dem Regen— 
ten zur höchſten Genehmigung vorgelegt werden. 
Daß nur das jährliche Einkommen eines 
Staatsgenoſſen aus ſeinem Vermögen, und nicht das 
letztere ſelbſt, der gerechte Maßſtab für deſſen Steuer; 
Quote abgeben kann, darüber ſind die Meinungen 
kaum mehr getheilt. Alle Arten der bisherigen Ber 
ſteuerungen ſind eben ſo viele mißlungene Verſuche, 
nur dieſes Einkommen des Einzelnen für die 
Staatskaſſe in Anſpruch zu nehmen. Grund- Häufer: 


Gewerbſteuer u. ſ. w. haben keinen andern Zweck, als 


durch die Beſteuerung dieſer einzelnen verſchiedenen 
Factoren das Geſammteinkommen einer Privat: 


Wirthſchaft zu beſteuern. Selbſt Conſumtions⸗ und 


Luxus- Steuern können unter keinem andern Geſichts— 
punkte gedacht werden, als unter dem einer Ein: 
kommen- Steuer, indem man dabei die vorkom⸗ 
menden Ausgaben zum Maßſtabe des Einkommens 
annimmt. Das trügeriſche eines ſolchen Schluſſes 
fällt in deß dem gemeinſten Verſtande auf, und dieß 
iſt unſtreitig eine der vielen Urſachen der allgemeinen 
Mißbilligung dieſer Art von Abgaben, der vielen ande⸗ 
ren Gründe ihrer Verwerflichkeit hier nicht zu gedenken. 
Es läßt ſich auch vernünftiger Weiſe ſchon gar 
keine andere Quelle der Möglichkeit des Gebens 
denken, als jene des Einnehmens. Daher erklä— 
ren auch die berühmteſten Staatswirthſchaftslehrer die 
Einkommens Steuer für die einzig gerechte 
und den National- Wohlſtand bewahrende 
i Abgabe. Wenn ein fonft ſcharfſinniger Schriftſteller 
an einem für alle Staaten möglichen gleichmäßi— 
gen Stenerweſen zweifelt 7), fo glauben wir nicht, 
daß ein folcher Zweifel im Ernſte ſtatt finden könne. 
Denn ſo verſchieden auch die Kultur der Völker ſeyn 
mag — kein Volk, keine Nation kann ohne ein Nas 
tional- Vermögen, und daher auch nicht ohne ein 
National: Einkommen gedacht werden; ſo wenig, als 
daß es irgend einem Volke an einem Vermögen 85 


7) Göttinger gelehrte Anzeigen. 1817. S. 580. 


Meffer, oder an einem Vermögens- Aus; 
gleichungs- Vehikel — Geld oder Münze 
genannt — fehlt 3). 

Das Geſchichtliche der früheren Beſteuerungsar— 
ten kann kein Grund weder für, noch gegen ſie ſeyn. 
Die Geſchichte ſagt uns immer nur, was und wie es 
bisher war, ohne uns zu belehren, ob und wie es 
anders, und wohl auch beſſer hätte ſeyn 
ſollenoder können. Wäre bey allen unſeren ſtaats⸗ 
bürgerlichen Verhältniſſen auf altes Herkommen und 
auf Gewohnheit immer nur Rückſicht genommen wor 
den: ſo hätten ſolche Zeiten, wie wir ſie ſeit 25 Jahren 
erleben mußten, nie über uns hereinbrechen können. 
Eben ſo wenig mag der große oder kleine Umfang eines 
Staates, die zahlreiche oder geringe Volksmenge da⸗ 
rin als das Hinderniß einer allein gerechten Beſteuerung 
auf das Eink ommen gegründet, gelten. Dort, wie hier 
erſcheint ein Staat doch immer nur als das Agre— 
gat ſeiner einzelnen Beſtandtheile, welche Fami— 
lien, in Communen vereinigt ſind. Was hindert 
uns, ſolche Communen als Staaten im Kleinen 
für ſich nicht nur anzuſehen „ ſondern auch als ſolche 
unter der Staats aufſicht beſtehen zu laſſen 9) 


8) Murhard über Geld und Münze. Caſſel und Marburg 
1809. S. 20. 21. | 

9) Würtembergiſches Archiv. 1816. 1. B. 2. Heft S. 
f 
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Wenn derſelbe berühmte Lehrer und Schriftſtel⸗ 
ler der Staatswirthſchaft das Beyſpiel der freyen 
Städte Teutſchlands anführt, in welchen „zur all: 
gemeinen Zufriedenheit« eine Einkommens⸗ 
Steuer galt 10), fo fragen wir: Ob wohl die— 
ſelbe Beſteuerung nicht mit gleich glückli⸗ 
chem Erfolge in allen Comm unen, woraus 
der größere oder kleinere Staat beſteht, 
eingeführt werden könne? Die Benennung 
vf re ye läßt ſich unter geringen Modifikationen auf jede 
Stadt und auf jedes Dorf in Teutſchland übertragen, 
ſobald wir dahin gekommen ſeyn werden, unter Ge— 
ſetzen, und nicht unter der Willkühr der Beamten 
zu ſtehen, was oft in freyen Städten auch der Fall 
geweſen ſeyn ſoll. Die von jenem Schriftfteller ange⸗ 
führte Verabſcheuung dieſer Beſteuerung in England, 
möchte wohl eher in der bekannten Beſchaffenheit des 
Parlaments in dieſem Lande, als in dem Volke 
ſelbſt ihren Grund haben. Indeß zweifeln wir keines⸗ 
wegs, daß auch auſſerhalb England viele Mächtige 
und Reiche im Volke, ihre Stimmen laut gegen eine 
Einkommens⸗Steuer erheben werden. 

Ehe jedoch an die Einführung dieſer einfachen, 
gerechten und den National-Wohlſtand allein bewah⸗ 


10) Göttinger gelehrte Anzeigen 1817. S. 580. 
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renden Beſteuerungsart ernſtlich gedacht werden mag, 
müſſen wir jeder Finanz: Gewalt rathen, ſich für 
nichts anderes, als für die Verwaltungs- Be 
hörde eines fremden Vermög ens anzuſehen, 
deren Pflicht es iſt, über die Verwendung des ihr an— 
vertrauten Vermögens mit einer Oeffentlichkeit zu 
Werke zu gehen, welche nichts zu wünſchen übrig läßt. 
So lange die Verwaltung des geſammten Staats— 
Einkommens in den Schleier des Geheimniſſes 
gehüllt bleibt, kann kein Vertrauen in Jenen entſie— 
hen, aus deren Privat: Einkommen, jenes Staats⸗ 
Einkommen gefordert wird. Ohne dieſes Vertrauen, 
werden alle Verſuche in der Beſteuerung mißlingen, 
wie die Belege hierzu überall gefunden werden. 

Jede Geſetzgebung muß von allgemeinen 
Grundſätzen ausgehen , will ſie anders als ſolche 
von der menſchlichen Vernunft anerkannt werden. 
Ohne dieſe Allgemeinheit iſt ihr wahrer und einziger 
Charakter unkennbar und undenkbar. Auch dieſer 
darf einer Finanz- Geſetzgebung nicht fehlen. Steht 
der Grundſatz feſt: „daß gleiche Rechte zu glei— 
chen Pflichten verbinden:« So darf ein Jeder, 
welcher hierzu ſich bekennt, keine Ansnahme von der 
Regel verlangen. | 

Zur Begründung und Dauer eines Staates müſ— 
ſen Alle nach dem Maße ihrer Kräfte beitragen und 
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leiſten, was dazu im Frieden, wie im Kriege er⸗ 
forderlich iſt. Nur wer Steuern bezahlt, und die 
Waffen für's Vaterland zu tragen ſich entſchließt, 
kann als vollgültiger Staatsbürger auftre⸗ 
ten. Wer für dieſe Ehre keine Empfänglichkeit hat, 
mag feine Aufnahme in einem andern Staate betrei⸗ 
ben, wo man ſolche Triebfedern eines mündigen 
Volkes nicht kennt. Der geſunde, kräftige 
patriotiſch geſinnte Staatsbürger wird 
ohne Zwang dem Feinde des Vaterlandes entgegen 
gehen, und ihn bekämpfen helfen, wie der ehrliche 
Staatsbürger gegen eine gleich ehrliche Fi⸗ 
nanz⸗ Verwaltung nichts verbergen, nichts vers. 
heimlichen wird, was er, im Verhältniſſe zu ſeinen 
übrigen Mitbürgern „zu dem nothwendigen und 
unentbehrlichen Staats- Bedarf zu geben 
vermag. Und ſollte aus der Zeit des lange genähr⸗ 
ten Mißtrauens hier und da ein Staatsgenoſſe den 
ſtets gerühmten Charackter der teutſchen Redlichkeit zu 
vergeſſen unglücklich genug ſeyn: So giebt es wer 
nigſtens nach ſeinem Tode noch ein Mittel, vie hier: 
durch, während ſeines ehrloſen Lebens, verkürzten 
Staatsmitbürger zu N 166 

Ein Geſetz, daß jede Erbſchaft nur dann anfal⸗ 
len könne, 1 der Aufnahme des geſammten 
hinterlaſſenen Vermögens des Verſtorbenen klar und 
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deutlich iſt, daß er ſeinen Pflichten gegen den Staat 
in Bezug auf Beſteuerung redlich erfüllt hat, würde 
vielleicht von kräftigeren Folgen ſeyn, als alle bishe⸗ 
rige noch ſo gehäſſige Unterſuchung und Ausſpä⸗ 
hung deſſelben Vermögens zur Lebzeit des Steuer⸗ 
pflichtigen. | 

Aber auch ſchon ein Geſetz der Art würden wir 
keineswegs geben, indem die Ehre eines Volkes dadurch 
ſchon verdächtig wird. Vertrauen weckt immer Ver— 
trauen, und die Geſchichte zeigt uns von jeher, daß 
Regenten und Staaten immer auf ihre Völker zählen 
konnten, wenn ſie ihnen mit Liebe und Vertrauen ent— 
gegenkamen. 
| Mit diefen allgemeinen Bemerkungen wollen wir 
zu einer näheren Beleuchtung der jetzigen Beſteuerung 
im Groß herzogthum Baden übergehen. 


Nachdem die Bewohner Badens in einer Reihe von 
Jahren an ein ſogenanntes Steuer- Peräqua- 
tions- Perſonale, gegen welches das ganze Land 
mit gerechter Indignation erfüllt iſt, ſehr bedeutende 
Koſten zum Theil ſchon deshalb hatten zahlen müſſen, 
weil dieſes Perſonale nicht etwa nach Maßgabe der wir: 
lich geleiſteten Arbeit, oder auch nicht ſelten ganz un: 
brauchbarer Vorarbeiten, ſondern nach Taggebüh— 
ren geſetzlich bezahlt wurde: So ward endlich, nach 
den Reſultaten eines ſo koſtſpieligen, langwierigen 
und dennoch ſehr unvollkommenen und tadelswerthen 
Geſchäfts, die „directe Steuer,“ d. h. eine Be: 
ſteuerung des Grund und Bodens, der Gefälle, der 
Gebäude und der Gewerbe, ohne alle Berathung 
und ohne alle Zuſtimmung des euernden 
Volkes eingeführt. | 

Ehe es jedoch dazu kam, gelangten Vorſtellungen, 
Reclamationen und Beſchwerden aus allen Gegenden 
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und von allen Ständen dagegen ein, über welche man 
ohne Beachtung hinweggieng. | 
Nicht allein die Grundſätze, auf welchen diefe 
directe Beſteuerung beruht, fondern auch eine 
größten Theils ganz verkehrte Anwendung und Aug: 
führung derſelben, haben die Gemüther aller Steuerz | 
pflichtigen dagegen aufgeregt. | | 
Diefer allgemeinen öffentlichen Stimme glaubte 
nun unſer Steuergeſetz- Verfaſſer in einer Ab: 
handlung: a 
u Ueber die . Steuer im Groß her⸗ | 

„ zogthum Baden. Von einem Badiſchen 
» Bürger. Karlsruhe 1815.4 
begegnen zu müſſen, zu welchem Behufe ſolche an de | 
Communen im Lande ausgetheilt wurde. | 
Gegen diefe Apologie der eigenen Schöpfung ers 
ſchien unſere Kritik, betitelt: > 
y Kehrſeite der directen Steuer im 
» Großherzogthum Baden. Aufgefaßt 

v und dargeſtellt von einigen Baden⸗ 
y ſchen Bürgern auf dem Lande. Lörrach 
»und Weinheim. Im dritten Jahre eitler 

„ Hoffnung. 8 
Wir glauben unſere Gründe darin gegen die der⸗ 
malige Beſteuerung in einem Gewande gegeben zu 
haben, zu Ben ſowohl Verfaſſer, als Drucker in 


ande 


einer wahrhaft liberalen Staatsverfaſſung öf— 
fentlich ſich zu bekennen kein Bedenken tragen dür⸗ 
fen. Allein die, wenige Monate vorher, an einem 
im Inlande, wie im Auslande allgemein geachteten 
Rechtslehrer und Schriftſteller verübte Behandlung 10), 
muste eine Klugheit anrathen, welche fo lange ange 
wendet werden wird, als man nicht drucken laſſen darf, 
was man denkt und ſpricht. Wenn gleichwohl unſer 
Gegner in ſeiner Antikritik zu der nicht ganz 
arglofen Anmerkung ſich veranlaßt findet, „daß un 
ſere Kehrſeite aus einer unbekannten 
Druckerey hervorgegangen und heimlich | 
verbreitet worden ſey 12), fo verräth derſelbe, 


daß ihm mehr an der Perſo n, als an der Sache 


liegt, was einem Manne, welcher in feinem vorneh—⸗ 
men Dünkel mit ſo hoher Wiſſenſchaftlichkeit 
ſich brüſtet, gar unfein anſteht. 5 
Wenn uns derſelbe Mann, in ſeiner gereitzten 
Gemüthsſtimmung »der Unwiſſenheit und Bos— 
heit, pöbelhafter Ausfälle, der Verläum⸗ 
dun ge u. ſ. w. beſchuldigt, wenn er unſere Kehr 
ſeite für bun würdig eines Badiſchen Bür 


11) Allgem. Staatsverfaſſungs- Archiv. Weimar 1816 1. B. 
3. St. S. 442. 443. N 

12) Allgem. teutſche Juſtiz- und Polizey; Fama. 1816. Nro. 
97. 98. S. 385. | SS 
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gers 4 erklärt 15), fo finden wir uns vollkommen be— 
ruhigt, „von ihm auf das Urtheil gebilde⸗ 
ter Lefer« uns verwieſen zu ſehen, indem wir nur 
ein ſolches in Anſpruch zu nehmen geſonnen waren. 
| Nicht minder wiffen wir unſerm Antikritiker 
Dank, daß er auf die Nechtlichkeit des Publikums 
compromittirt. Dieſen Richter zu ſcheuen, haben 
wir weniger Urſache, als — er. Wenn aber unſer 
Gegner von pvergifteten Pfeilen eines 
Buſchmanns, auf ihn, den Mann mit offe⸗ 
ner Wa ff es ſpricht 19), ſö möge er doch ſagen, wor. 
rin denn ſeine gerühmte Oeffentlichkeit als 
Schriftſteller vor der unferigen auch nur Einen 
Vorzug voraus habe ? J Iſt unſer Büchlein etwa nicht 
eben ſo ſchön und correkt und leſerlich, als das ſei— 
nige gedruckt? haben wir ſolches nicht, gleich ihm, 
unentgeldlich ausgetheilt? oder iſt es ihm nicht 
auf dem öffentlichſten Wege, den es in einem 
Lande nur immer geben kann, nemlich auf dem der 
Poſt zugekommen? oder iſt es nicht zu ſeinem großen 
und unverkennbaren Aerger und Verdruß auch in dem 
„1. B. 3. St. des allgm. Staatsverfaſſungs⸗ 
A rchivs. Weimar. 1816.4 abgedruckt worden? 


13) Allgem. e Juſtiz⸗ und le Fama 1816. Kro 97. 
98. S. 385. 392. 
34) Ebend. 


13 | N 

Dieſer letztere Umſtand, daß der würdige Herz 
ausgeber dieſes Archivs unſere Kehrſeite, „die- 

ſes Kind der Finſterniß — wie unſer Gegner 
ſich auszudrücken beliebt — unverdient an's Licht 
gezogen hat,“ iſt allein Schuld, daß unſerm An: 
tikritiker alle Ueberreſte einer erheuchelten Großmuth 
plötzlich entweichen. Er fällt in ſeinen angeſtammten 
Character zurück, er ſtößt, macht Sprünge und ſchimpft, 
Trotz den ſüd weſtlichſten Bewohnern feiner Vater⸗ 
ſtadt, wodurch er offenbar zeigt, „daß die, die da 
ſtark ſeyn ſollen, ſchwach — nur ſind.« 
Nach dieſem Vorworte folgen wir unſerm Anti⸗ 
kritiker Schritt vor Schritt. ö 

1. Grun dſten er 


— e — 


War unſer Gegner ſchon zur Zeit der Abſaſ⸗ 
ſung feiner Grundſteuer-Ordnung wirklich in dem gez 
rühmten Beſitze der Theorie und Praxis des 
Steuerweſens: So hätten ihm doch billig die manich⸗ 
fachen Schwierigkeiten und Hinderniſſe, welche bey 
einem ſolchen, ins Große gehenden Geſchäfte überall 
ſich zeigen, in ihrer ganzen Ausdehnung vorſchweben 
ſollen; es hätten ihm alle Uebereilungen und Nach⸗ 
läſſigkeiten, alle Begünſtigungen und alle Bedrück- 
ungen zum Voraus bekannt ſeyn müſſen, welche ſelbſt 

bey verſtändigeren „ einſichtsvolleren, parteyloſeren 
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und redlicheren Steuer- Peräquatoren und Taxato⸗ 
ren, als wir ſolche bey uns kennen lernten, nicht zu 
vermeiden ſind, und hier noch weniger zu vermeiden 
waren, da die aufgeſtellten Grundſätze in der Grund: 

fteuer: Ordnung, g. 1. 5. 6. 80. 81. 01. 06. u. f. w., 
theils im Widerſpruche mit ſich ſel bſt, theils ihre Aus⸗ 
legung und Anwendung in der Willkühr jenes Perfos 
nales ſtehen, wodurch allein ſchon die reichſte Quelle 
zu gerechten Beſchwerden geöffnet war, kurz, er würde 
ſich ſeiner Kräfte nicht überhoben, und etwas unter— 
nommen haben, was nur als das Werk vieler Ver⸗ 
ſtändigen und Umſichtig en aus dem Volke, oder 
vielmehr, was nur als die Sache des Volkes 
ſelbſt durch die vom Regenten ertheilte Sanction zu 

einer gültigen Norm für Alle erſcheinen kann. 
Wenn wir früher ſchon das Opfer eines Mannes durch 
deſſen eigene Ueberſchätzung ſeiner Geiſteskraft in einer 
fo einfeitigen Civil-Gefetzgebung wurden: 
ſo iſt hier der Nachtheil nicht fo unmittelbar erfichts 
lich und erdrückend, als in einer noch einſeitigeren 
Finanz: Gefeggebung, welche ſchnell und auf 
lange Zeit allen National Wohlſtand zu zerſtören 
vermag. | 

Daher if es doppelte Piicht SH Steuerfache 
. eigenſinnige und launiſche Träumer in Zei⸗ 
ten aufzurütteln, damit Schaden berhütel werde, den 


fie mit allem guten Willen nie mehr erſetzen können. 
Wenn unſer Gegner den Grundſatz aufſtellt, 
„daß Güter nur des reinen Ertrags wegen 
gekauft werden ), daß jedes Kapital, in 
Grund und Boden angelegt, 4 pCt. reinen 
Ertrag abwerfe 10% wovon bisher von jedem 
dieſer pCt. 42 Kreuzer an den Staat als Steuer ab— 
gegeben werden müßte 17), und wenn derſelbe hier⸗ 
nach fen ganzes Grundfteuer: Syſtem anordnet und 
aufbaut, geſtützt auf die Kaufpreiſe in den Jah⸗ 
ren 1780 bis 1789 und 1800 bis 1809 18): ſo iſt 
klar, daß eine ſolche Grundſteuer aufhört, dieſen 
Namen zu verdienen, daß ſie vielmehr eine Geld— 
Kapitalien⸗Steuer iſt, und zwar nach dem Typ 
des Vorraths und Tauſchwerths der Metall- 
Münze, in jenen früheren Decennien, nicht aber in 
dieſen der wirklichen Steuer-Erhebung; ſo iſt klar, 
daß wohl der angenommene reine Ertrag zu 4 pCt. 
bisweilen ſtatt finden kann, in der Regel aber 
nicht ſtatt finden wird. Wir unſers Orts find davon 
überzeugt; und ſollte es unſer Gegner nicht ſeyn: ö 
ſo werden wir ihn deshalb weder ſchimpfen, noch bey 
15) Ueber die directe Steuer im Großherzogthum Baden. Von 
einem Badiſchen Bürger. Carlsruhe 1815. S. 35. 
16) A. a. O. S. 21. ö N 


17) Ebend. 
18) Ebend. S. 12. 
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irgend jemanden anzufeinden ſuchen. Nur möge er 
feine Ueberzeugung andern nicht aufdringen, oder 
auf ſolche hin ein Steuer -Syſtem begründen wollen, 
da es doch nur Sache der ſteuernden Staatsbürger iſt, 
zu welcher er nicht einmal gezählt zu werden die Ehre 
hat, nicht allein den Staats- Bedarf im Verein mit 
dem Regenten auszumitteln, ſondern auch die Art 
und Weiſe unter ſich zu beſtimmen, dieſen Bedarf auf— 
zubringen. Bemerken wir hier noch, daß jedes wirk— 
liche Geld: Kapital, welches der Eigenthümer, 
klug genug, als ſolches höher nützt, von aller 
Steuer befreyt iſt: ſo ſieht jeder Unbefangene, in 
welcher Steuer- Gleichheit wir in Baden leben, 
und wohin es daſelbſt mit dem Grund- Beſitzer 
kommen muß; ja! wohin es mit demſelben bereits ge— 
kommen iſt; wie dieß unſer Antikritiker in ſeiner 
»Stimme aus Badens ſelbſt eingeſteht. 
Die Vorräthe des Landmanns — ſo lau⸗ 
ten feine Worte — find vaufgtzehrt, ſeine Gü— 
ter verſchuldet, ſein Viehſtand durch Seu— 
chen, Lieferungen, durch Mangel an Fut— 
ter und durch nothgedrungene Wittke 
| zuſammengeſchmolzen 9). 
Fügen wir weiter hinzu, daß der Landmann in 


49) Europäiſche Annalen. Tübingen 1817. 3. St. S. 314. 
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Baden, als Güterbebauer auch noch der angeord— 
neten Gewerbſteuer unterliegt, daß er ferner alle 
indirekte Steuern, wie jeder andere ſeiner 
Staatsgenoſſen, welcher keine direkte Steuer 
bezahlt, entrichten muß, fo iſt es leider! nur zu ge: 
wiß, daß jenes traurige Bild, welches unſer Geg— 
ner von ſeinen unglücklichen Mitbürgern auf dem Lande 
entwirft, aus der Wirklichkeit genommen iſt. 

Dieſes beklagenswerthe Reſultat unſerer Beſteue⸗ 
rung, iſt in allen Städten von der entgegengeſetzten 
Seite ſichtbar. Hier, in den Sitzen der Kapitaliſten, 
häuft ſich alle baare Münze auf. Dieſen Geld- Kapi⸗ 
taliſten, welche zu den Staatslaſten nur indirecte 
beytragen dürfen, find vielleicht 3 aller Liegenſchaften 
bereits verpfändet, weshalb ſie, aus Mangel an 
weiterer hypothecariſcher Sicherheit, alle ai 
Münze lieber einſchließen. 

Wir geſtehen aufrichtig, daß wir nicht begreifen, 
wie dieſer Zuſtand des Vaterlandes von Hal 
ſeyn könne, 

Wenn unſer Antikritiker in dem traurigen 
Gemälde von feinem Vaterlande fortfährt: „was 
ſeit 3 Jahren die Weinberge ertragen, er⸗ 
ſetzt kaum die Kultur- Koſten:«“ fo ſey uns er: 
laubt, dieſer Bemerkung eine andere, in Bezug auf 
fein Grundſteuer⸗Syſtem, beyzufügen. 
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Angenommen, es find in Baden 74,000 Mori 
gen Weinberge 20), und — wie wir zu glauben Ur- 
ſache haben — nach dem Typ der beliebten Kaufpreiſe 
in den genannten Normal- Decennien zu 500 Gulden 
pr. Morgen eingeſchätzt: fo bildet dieſe alſo cultivirte 
Areal- Fläche ein Steuer- Kapital von 37 Millionen 
Gulden; wovon die Grundſteuer zu 18 Kreuzer vom 
100 dieſes Steuer- Kapitals die jährliche Summe von 
111,000 Gulden, und ſohin in 3 Jahren jene von 
333,000 Gulden beträgt. 

Es bedarf keiner näheren Erläuterung, daß die 
Wein Producenten, welche — nach der eigenen Be; 
merkung unſers Geſetz⸗ Verfaſſers — ſeit 3 Jahren 
keinen reinen Ertrag hatten, und dennoch dieſe ſehr 
beträchtliche Steuerſumme an den S Staat abliefern 
mußten „ihren Natur: Fonds gerade um N Summe 
vermindert ſehen. 

Wenn unſer Gegner durch nichts anders von der 
Unhaltbarkeit und gänzlichen Untaugligkeit ſeiner 
Grundſteuer- Ordnung überzeugt werden könnte, 
als durch die Anwendung deſſen, was ihm die Erfah⸗ 
rung von wenigen Jahren her über einen geringen 
Theil des eultivirten Grund und Boden ſagt: ſo müßte 
ihn dieß ſchon zu dem Selbſtbekenntniß bringen, daß 


20) Statiſtiſches Handbuch für das Geaßsenoatgum Baden. 
ee 1815. ©. 4. 


des Uebels viel durch ihn geſtiftet ward. 


Ein Blick in das wirkliche Leben „läßt uns über⸗ 


all die Mißlichkeit des Weinbaues erkennen, und ſtellt 
uns allenthalben die Reſultate, nämlich: die große 
Armuth der Weinorte dar. Gleichwohl müſſen ſolche, 
nach unſers Gegners nunmehr geſetzlich angeordne— 
ten Grundſteuer, die größten Summen an die Steuer⸗ 
kaſſe zahlen. 


Hier iſt es, wo wir an die Re chtlichkeit des 


Publikums appelliren, und fragen: ob wohl ein foL 
cher Steuergeſetz-Verfaſſer des Vertrauens eines gez 
rechten Regenten, ſo wie der Achtung ſeiner Ik 
bürger würdig iſt. 


Hätten jedoch dieſe Mißgriffe wirklich geſchehen 
können, wenn die Grundſteuer nach dem reinen Er: 
trage angeordnet worden wäre, wie es $. 1. der 
Grundſteuer⸗Ordnung ausſpricht? Und ſollte es 
denn in der That eine fo unüberſteigliche Schwierig: 
keit ſeyn, dieſen reinen Ertrag auszumitteln? 
Wir können uns davon nicht überzeugen, es wäre 


denn, daß man ſolchen bis auf den LEBER Heller 


auffinden wollte. 


Wenn unſer Antikritiker a 16 und 
ſteuerunkundigen Leſern, eine lange Reihe von Autori— 


täten für ſeine Meynung der Kaufpreiſe und 


Pachtſchillinge aufführte, fo hätte er nicht vergeſ⸗ 
ſen ſollen, daß es nicht leicht irgend eine Behauptung 
gab und noch giebt, welche nicht ihre Vertheidiger fand 
und noch findet. Vorzüglich gilt dieß in Bezug auf 
Beſteuerung, worin ein Beſteuerer dem andern 
ſchon deshalb ſo gern nachſpricht und nachſteuert, um 
nur auf ein Vorbild, welches es auch ſeyn mag, hin— 
weiſen zu können. Ohne dieſe Erſcheinung wäre es 
unerklärbar, wie man gerade in dem ſo hochwichtigen 
Fache der Beſteuerung in allen Staaten ſo wiederſin— 
nige und abgeſchmackte Manipulationen, die Steuer 
fähigkeit der Staatsbürger aus zumitteln, 
hat anwenden können. Ueberall iſt es dieſe Steuer: 
fähigkeit, welche als Maßſtab des Gebens auf— 
gefunden werden ſoll, und bisher überall nicht aufge: 
funden ward, und ohne Rückſprache mit den Steuer— 
pflichtigen und ohne Publicität der Staats: Finanz: 
Verwaltung auch nie aufgefunden werden wird. He 
berall haben wir noch nicht gehört, daß die Völker 
anderwärts mit ihrer Beſteuerungsweiſe, nach ähn⸗ 
lichen Grundſätzen, zufriedener ſind, als wir. Sollte 

dieſe Erfahrung unſerm Steuergeſetz-Verfaſſer, die 
gewünſchte Beruhigung gewähren: ſo geſtehen wir, 
daß wir weit entfernt ſind, deshalb ihn zu beneiden. 


21) Allgem. teutſche Juſtiz- und Policei⸗Fama. 1816 No. 97, 98. 


Wir hätten vielmehr geglaubt, daß das Gefühl der 
Beſcheidenheit ihn abhalten würde, in die übergroße 
Reihe von Staats- Financiers ſich zu ſtellen, bey und 
mit deren Beſteuerungs- Arten, bisher unſer Wohl- 
ſtand überall nicht unerſchüttert bleiben konnte. Das 
ſonſt fo dankbare Vaterland vermag es nicht, feinen. 
Namen unter die gefeierten dereinſt zu zählen. 
| Unter den gegen und angeführten Autoritäten 
ſtehen die Finanz- Verſtändigen der Pfalz oben 
an. Allein dieſe zeugen offenbar mehr gegen, als 
für unſern Antikritiker. Denn dadurch, daß ſie 
das Steuer- Kapital nach der Hälfte des 
landläufigen, wahrhaften ON) Werthes, 
nicht aber nach einem pretio affectionis 
aufgeſtellt wiſſen wollen,“ ift klar ausgefpro: 
chen, das die Kaufpreiſe, ſelbſt die des Au: 
genblicks, nicht als Repräſentanten des 
reinen Ertrags angenommen werden kön, 
nen. Noch weniger aber ſollen Kaufpreiſe aus ent: 
fernten Zeitabſchnitten, zu dieſem Behufe feſtgeſetzt 
werden. Daher iſt der landläufige, d. h., doch 
wohl der zur Zeit der Beſteuerung gewöhn— 
liche Durchſchnittspreis im Lande, und zwar 
nur »zur Hälfte als Steuer-Kapital gewählt. 
Wollten wir jedoch jene Finanz- Veyſtändige der 
Pfalz, nach ihrem Begriffe des wahrhaften 


(wahren) Werthes fragen: fo dürften fie uns wohl 
eben ſo die Antwort ſchuldig bleiben, wie unſer G eg: 
ner feinen Begriff von einem natürlichen Wer; 
the 22). Uebrigens können wir, bey aller Vorliebe 
für dieſes unſer angeborne Vaterland, weder in der 
Geſchichte ſeiner Beſteuerung, noch in jener der Finanz; 
Verwaltung deſſelben, unter den letzten Regenten aus 
ſeinem angeſtammten Fürſtenhauſe den Verſtand auf— 
finden, welchen unſer Antikritiker darin findet, 
und, als ein Alt: Badener in andern, ſelbſt in 
wirklich verſtändigen Dingen dort zu finden, ſonſt eben 
nicht gewohnt iſt, a 
Dieſes unſer Urtheil über die ſogenannten Finanz 
und Steuer- Verſtändigen der 8 Pfalz mag ir mehr 
oder weniger, von jenen aller übrigen, von dem An— 
tikritiker angeführten Länder gelten 25). g 
Wie Dr. Krehl gegen uns genannt werden 
mochte, begreifen wir in Wahrheit nicht, indem auch 
nicht Ein von ihm angeführter Grundſatz unferer An: 
ſicht widerſpricht, und wir uns vielmehr zu allen in 
der Antikritik aufgeſtellten Behauptungen dieſes 
Schriftſtellers ohne Bedenken bekennen. Wir wün⸗ 


22) Ueber die directe Steuer im Großh. Baden. S. 35. 
9 Badiſche Grundſteuer Ordnung. Carlsruhe 1810. 
"41.0.9. 
20 K Augem. teutſche 1 und Poltze, Fama. 1816 ©. 386. 
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ſchen zugleich, daß unſer Gegner das Steuer— Syſtem 
des Hrn. Dr. Krehl, vorzüglich die Abſchnitte über 
Domainen, Staatswaltungen, Gefälle 
und indirekte Steuern darin recht ſtudire, und 
für das Wohl ſeines Vaterlandes beherzige! 

Hr. Hofrath Sartorius in Göttingen wird 
gleichfalls gegen uns angeführt. Dieſer ſagt nämlich 
in feinem Werke »über die gleiche Beſteuerung 
Hannovers« in Bezug auf die Grundſteuer nach 
Kaufpreiſen normirt, nachdem er das Land „Wur— 
ſten« als Beyſpiel nennt, daß hier, bey überall 
freiem verkäuflichen Eigenthum, mit Glück 
darnach beſteuert wurde, 

»daß aber in Gegenden, wo Grund— 

„ſtücke ſelten, ober nie verkauft wer⸗ 
v den, dieſe Methode unanwendbar ſeyre 
Wer ſieht hieraus nicht klar und unwiderſprech⸗ 
lich, daß unſer Antikritiker in der Leidenſchaft⸗ 
lichkeit mit ſeinen eigenen Waffen ſich ſchlägt? Alles, 
was wir in unſerer Kehrſeite gegen den Anhang 
in ſeiner Apologie geſagt haben, findet der eſer 
von einem berühmten Lehrer der a 
hier beſtätigt. | 

Wollte unſer Gegner wiederholen, was er in 
ſeiner Antikritik ſagt, „daß es nämlich nur 
wenige große Güter im Badiſchen gebe, 


und weit über neunzig hundert Theile des 
baubaren Landes Eigenthum der Bauern 
ſey :« fo mag er uns den Beweis hierüber recht bald 
liefern. Wir ſind überzeugt, daß er ſolchen auf im⸗ 
mer ſchuldig bleiben wird. Man darf nur oberfläch⸗ 
lich wiſſen, daß die Staats- Domainen einen nam 
haften Theil der Arealfläche einnehmen; daß der ſehr 
zahlreiche Adel, (Standes- und Grundherrſchaften, 
deren Waldungen allein 224,945 Morgen 2) betras 
gen.) wie anderwärts, im Beſitze beträchtlicher Lehe n⸗ 
und Fidei-Commiß⸗Güter iſt; daß in manchen 
Gegenden noch viele unveräußerliche Fall- und 
Schupf-Lehen, und in noch andern eben fo viele 
Zins- und Erbbeſtand— Güter von gleicher Ei— 
genſchaft ſind, um zugleich auch einzuſehen, daß in 
einem ſolchen Lande eine Grun dſteuer nach 
Kaufpreiſen und Pachtſchillingen ein un⸗ 
glücklicher Mißgriff war. 

Wir können es immerhin 9 „ daß es an 
Kaufpreiſen nicht fehlte; wir wiſſen, daß es auch jetzt 
in unſerer Gegend, auf welche die oben gegebene trau⸗ 
rige Schilderung vollkommen paßt, an ſolchen keines⸗ 
wegs mangelt. Wenn jedoch unſere Nachkommen der? 
einft auf den irrigen Gedanken kommen follten, dieſe 


24) Statiſtiſches Handbuch für das Großh. Baden. S. 19. 
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Kaufpreiſe als Vertreter des reinen Ertrags 
anzuſehen: ſo mögen ſie hier wenigſtens leſen, daß 
ihre Vorfahren in dieſer Zeit hülf- und mittellos 
waren, wie noch nie, und dennoch viele Käufe für 
jeden Preis machten, um ſich in ihrem unglücklichen 
Zuſtande, von dem erkauften Stücke Landes „Eine 
Erndte nur zu verſchaffen, zufrieden, vor dem unver: 
meidlichen Concurſe der Gläubiger, dieſen Genuß 
noch erhalten zu haben. 5 * i 

Am gründlichſten läßt ſich das Sinken des allge: 
meinen Wohlſtandes auf dem Lande durch Einſicht i in 
die Kauf- und Pfand-Aecten der Amts- Reviſorate 
beurtheilen. Jene des Amtes, worin wir leben, ſind 
in dem kaum zur Häl fte abgelaufenen Jahre 1817 
ſchon jetzt um 4 voluminöſer, als in dem vollen Jahre 
1816; in dieſem aber um J ſtärker, als im Jahre 1818. 
Geht dieſe Progreſſion noch kurze Zeit gleichen Schrit: 
tes, wie ſeit 1812 fort: ſo liegt das Reſultat jedem 
denkenden Staats- und National- Wirthe klar vor 
Augen. Um einen ſolchen Preis iſt die bisher erfüllte 
Verbindlichkeit der Finanz-Gewalt gegen die Staats- 
Gläubiger keine ſchwere Aufgabe, deren Löſung, ſo 
oft und mit ſo großem Selbſtlobe erwähnt wird. | 

Geſetzt aber auch, es habe mit der obigen Be: 
hauptung „daß 13 alles baubaren Landes, 
freies, eigenthümliches Beſitzthum der 


5 


Bauern fey,« feine volle Richtigkeit: fo hätten 
immer noch die Beſitzer von 185,000 Morgen Landes 25) 
gerechte Urſache, über eine Grundſteuer-Peräquation 
ſich zu beklagen, welche ſie von ihren ſo hoch gerühm⸗ 
ten Wohlthaten 26) gänzlich ausſchließt. 

Für dieſe gewiß nicht unbeträchtliche Anzahl 
Grundbeſitzer iſt die fo „lang erſehnte und den⸗ 
noch mit ſo bedeutenden Koſten erkaufte 
Gleichheit in Vertheilung der Staat 
Bedürfniſſe?) nicht vorhanden. Jenen Gemein⸗ 
den, in welchen große Gutsbeſitzer leben, iſt, ſo wie 
dieſen ſelbſt, durch die Beſteuerung nach Kaufpreiſ— 
ſen bitterer Nachtheil zugefügt worden. Denn nur 
Bauer⸗Güter von geringem Umfange, oder auch nur 
einzelne Güterſtücke kommen darin zum Verkaufe, und 
deshalb in hohen Preis. Dieſer durch die Seltenheit 
der Waare bedingte Preis jedoch auf große Güter, auf 
ganze Gewannen oder Fluren angewendet, erzeugt ein 
kaum zu überſehendes Mißverhältniß. Daher giebt es 
der Beiſpiele genug, daß Gemeinden von ganz gleicher 
Lage und Production des Bodens, die verſchiedenſten 
Steuer Kapitalien haben, und daß z. B. derſelbe 

Acker, welcher in eine andere benachbarte Gemarkung 


25) Statift. Handbuch für das Großh. Baden. S. 4. 
26) Ueber die directe Steuer im e Baden. S. 4. 
EN Ebend. S. 8. 
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A. hinüberzieht, obgleich in der beſten Lage, kaum 
halb ſo viel Steuer zu zahlen hat, als deſſen minder 
fruchtbarer andere Theil in der Gemarkung B. 

Wenn Hr. Hofrath Sartorius in feinem er: 
wähnten Werke die Meinung ausſpricht, „daß das 
Pacht- Quantum, welches zwiſchen den Ei; 
genthümern und dem freien Pachter beliebt 
wird, den reinen Ertrag genau angebe:« 
ſo hoffen wir auf den Dank eines ſo würdigen huma⸗ 
nen Gelehrten, wenn wir unſere vieljährige Erfah⸗ 
rung entgegenhalten, welche uns überall, wo wir bis, 
her auf freie Zeit- Pächte im Norden, wie im Süden 
Teutſchlands zu achten Gelegenheit hatten, vom Gegen⸗ 
theil überzeugte. Dort wie hier, war häuſig von 
ſchnell verarmten, wie von ſchnell reich ge⸗ 
wordenen Pächtern die Rede. Dieß könnte der Fall 
nicht ſeyn, verſtände es der Verpachter, und gelänge 
es ſolchem, auf den reinen Ertrag ſeines Gutes 
hin, den Pacht⸗Contraect zu gründen und abzuſchließen, 
und wollte der Pachter nicht gern tief unter dem 
reinen Ertrag pachten. Nur durch eine an ge⸗ 
meſſene Concurrenz von Pachtluſtigen wird 
das Mittel der Approximation vielleicht gefunden, 
velches dem Eigenthümer frommen, und dem Pachter 
ſein Betriebs- Kapital verzinſen, feine Mühe und 
glcbeit vergüten und deſſen Talent aufnumtern mag. 


ei 3 | 
Wie ſelten jedoch alle dieſe Bedingungen zuſammen⸗ 
treffen, wird jeder bekennen müſſen, welcher mit 
Um ſicht im wirklichen Leben beobachtet hat. Daher 
können wir Pachtſchillinge ſo wenig, als Kauf⸗ 
preiſ e, als wahre und gültige Repräſentanten 
des reinen Ertrags der Güter anerkennen 28). 
Denn daß Kaufpreiſe und Pachtſchillinge denſelben 
Bedingungen unterliegen, darüber geben uns die 
Grundbegriffe der National- Wirthſchaftslehre N in 
Beziehung auf Theuerung, Wohlfeilheit und ange 
meſſene Preiſe klaren Aufſchluß. 
Weäre die Behauptung unſeres Gegners in 
dieſer Beziehung richtig; ſo hätten die Beſteuerer des 
Grund und Bodens, in jedem Lande ſo viel Gegebe⸗ 
nes, als unverwerfliche Norm für eine Grundſteuer— 
Ordnung, daß fie analogiſch, hiernach mit dem glück⸗ 
lichſten Erfolge zu arbeiten vermöchten; und weder in 
Oeſtreich, noch in Baiern wäre man wohl auf 
den ungeſchickten, Eoftfpiel: gen Fate ak den 
reinen Ertrag einer kleinen, höchſt bes 
ſchränckten Fläche n bis auf das 
letzte Saatkörnchen und auf den letzten 
Heller hin, erſt auffinden zu wollen. | 
| Bas unſer Gegner züber die Abſſchätzung 


i 200 Ueber Beſteuerung im Großherzogthum Heſſen. 1814. 
S. 84. 
9 2 
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der Waldungen ſagt, iſt trivial und höchſt ober: 


flächlich, und da, wo er mit Hindeutung auf unſere 


Perſon ſpricht, für dieſe ganz ohne alle Bedeu: 
tung. Wir haben es von jeher als eine große 
Schwachheit aller Regierungen angeſehen, des Walde 
bodens mit einer ſo ſichtbar warmen Vorliebe vor 
dem Acker boden ſich anzunehmen. 

Ohne Zweifel war nicht ſowohl das Holz, als 
vielmehr das Wild im Holze, der Gegenſtand, die— 
ſer von jeher ſo ſichtbaren Vorliebe. Denn es gab 
früher Jäger „als Forſtmänner, und ſelbſt dieſe tras 
gen in unſern Tagen, noch ganz andere Symbole 
ihres Berufs, als ſolche, wie dieſer ſie fordert. Wir 

haben der Beiſpiele viele, aus der früheren und 
jetzigen Zeit, daß Menſchen des Wildes wegen erſchoſ⸗ 
ſen oder ins Zuchthaus verdammt wurden, während 
die Holzfrevel zum täglichen Gewerbe werden. 
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So wenig der Menſch zu verhungern ſich ent⸗ 


ſchließen wird, ſo wenig auch wird er erfrieren 
wollen. Immerhin mag es daher feiner Freiheit über⸗ 
laſſen bleiben, für feinen Holz bedarf ſelbſt zu forgen, 
wie er für ſeinen Brodbedarf ſelbſt zu ſorgen ge⸗ 
wohnt iſt, immerhin mag es uns ſelbſt überlaſſen 
ſeyn, unſern Grund und Boden auf die uns vor: 
theilhafteſte Art zu bebauen und zu benutzen. 
Die Erfahrung aller Zeiten ſpricht laut dafür, daß 


a 
der Regierte von jeher dieſe Kunſt beſſer verſtand, | 
als feine Regierung, welche ihm bisher notorifch eher 
hinderlich, als förderlich darin war und es noch 
iſt. Und wenn ihm dieſe erſt ſagen wollte, daß Holz 
nicht wie Getreide wächſt: fo wird er mit Wahr: 
heit erwidern können, daß er dieſe Erfahrung täglich 
vor Augen habe; daß er dieß ſo gut wiſſe, als jene 
Männer, welche der Staat mit übergroßen Summen, 
für einen fo einfachen Zweig der Urproduction bezahlt 
und mit ſo unverdienter Ehre vor allen übrigen Urpro⸗ 
ducenten auszeichnet: daß er aber auch wiſſe, daß aller 
Waldboden, bey deſſen unverhältnißmäßigen Größe 
gegen den Ackerboden, nicht ſo hoch ſich verzinſe, und 
in unſerer mangelhaften Geſetzgebung, nicht ſo hoch 
ſich verzinſen könne; daß es ſohin Thorheit jetzt noch 
iſt, Holz da anpflanzen zu wollen, wo Getreide 
einen höhern Ertrag gewährt. 

Wenn es eine kaum zu beſtreitende Erfahrung iſt, 
daß durch jede Production in den Händen einer Regie— 
rung, das National-Einkommen nur gemindert wird: 
ſo iſt es Pflicht eines jeden patriotiſchen Staatswirths, 
auf dieſe Verluſte aufmerkſam zu machen. Denn dieſe 
haben überall den Kampf der Gegenwart herbeige— 
führt, indem die alten Mittel nicht mehr zum Zwecke 
führen, welchen unſere Begriffe und unſere 
Bedürfniffe, für jenen des heutigen ſtaatsbürger⸗ 


lichen Lebens erkennen. Ueberall ſpricht ſich die hellere 
Anſicht aus, daß der Regent eines Volkes, einen 
höheren, würdigeren Beruf habe, als das er in der 
Reihe der producirenden Volks-Klaſſen ſtehe, um 
dieſen die Erwerbsquellen zu verkümmern, oder als | 
Concurrent ihre Marktpreiſe hinabzudrücken. 

Wir glauben eher zu wenig, als zu viel anzu⸗ 8 
nehmen, wenn wir den Betrag der Forſt? Admini⸗ 

ſtrations-Koſten in Baden, nur zu — 150,000 
Gulden angeben; eine Summe, welche der Staats- 
kaſſe füglich erſpart werden kann. Wenn wir hier 
nur auf die möglichſte Vereinfachung unſers Staats⸗ 
Haushaltes hindeuten, indem alle Domainen nach 
und nach, als freies Eigenthum, in die Hände der 
wahren und einzigen Producenten übergehen: ſo iſt es 
hier der Ort nicht, uns näher darüber zu erklären. | 
Nicht der Staatskaſſe wurde der Gewinn, aus der 
bisherigen Holz- Production, ſondern den verſchiede⸗ 
nen Holz Compagnien, welche im Lande hin— 
reichend bekannt ſind, daß hierdurch den übrigen 


Steuerpftichtigen keine Erleichterung in ihren Steuer 


Beiträgen werden konnte, begreift Jeder 7 ber unfere 
Gewerbſteuer auch nicht kennt. 

In keinem Falle können wir es als den Ausfluß 
einer weiſen, gerechten Beſteuerung erkennen, den 
Waldboden nach andern Grundſätzen, als den 


„ 

A ckerboden zu beurtheilen; ſo wenig Conſequenz es 
E verräth, letzteren nach feinen Erzeugniſſen, als: 
Hanfı, Taback- und Hopfenboden, oder als 
Weinberge, Grappfelder u. ſ. w. beſonders 
einſchätzen zu laſſen. Offenbar würde hierdurch in das 
Gebiet der In duſtrie eingegriffen, was einer 
Grundſteuer fremd bleiben muß. Ya) 

Wenn unſer Antikritiker in ſeiner Stimme 
aus Badens ſich alſo vernehmen läßt „nur wo 
Taback und Hanf gebautwird (werden), hatte 
ſich noch ein Schatten des alten Wohlſtan⸗ 
des erhalten, und auch dieſer iſt verſchwun⸗— 
den, nachdem der ganze dießjährige Er⸗ 
wachs durch Ueberſchwemmungen und an⸗ 
haltendes Regenwetter, in den meiſten 
Hanfländern gänzlich zernichtet wor 
dens 29): fo leſen wir in feiner Grundſteuer-Ord⸗ 
nung überall nicht, daß die Taback⸗ und Hanffelder, 
gleich dem Waldboden, beſonders berückſichtiget ſind. 
In der That müßte dies jeder Steuergeſetz-Verfaſſer, 
in einem Lande, welches vorzüglich Getreide nur pro: 
ducirt, unſtatthaft finden. Denn was jene Tabak 
und Hanfländer, in ihrem Wohlſtande ſo lange erhal⸗ 5 
ten hat, dürfte weniger auf Rechnung der rohen 


29) Europ. Annalen 1817. 3. St. S. 314. 


Production, als vielmehr auf jene der In duſ⸗ 
trie geſetzt werden müſſen. Daß aber eine Grund: 
ſteuer nach Kaufpreiſen und Pachtſchillingen 
zugleich die Induſtrie beſteure, darüber haben wir 
in unſerer „Kehrſeites weitläufiger geſprochen. In 
einem Lande jedoch, wie in dem unferigen, gleich in den 
mehrſten übrigen Provinzen Teutſchlands, wo Induſtrie 
jeder Aufmunterung bedarf, eine Steuer der Art, vor: 
geſchlagen zu haben, halten wir für keine geringe 
Sünde dieſes unſers Gefeg: Verfaſſers. 
Dem Staate muß bey Anordnung einer Grund; 
feuer jeder Boden, nach Maßgabe feiner Productivi⸗ 
tät der prädominirenden Erzeugniſſe, gleichen Werth 
haben, nnd nur der Preis dieſer Producte kann für die 
einzelnen Diftricte des Landes den Typ der Beſteue⸗ 
rung abgeben. Der Producent des Holzes darf und 
kann keines Vorzugs vor jenem des Getreides ge⸗ 
nießen, welcher theils nicht hierauf, theils auf der phy⸗ 
ſiſchen Beſchaffenheit des Bodens ſelbſt beruht. | 
Beyde Producte, Holz und Getreide, find für's Le 
ben gleich nothwendig und unentbehrlich, und es dürfte 
unſerm Gegner ſchwer fallen, gültige Rechts⸗ 
gründe anzugeben, aus welchem der Staat ſeine 
Befugniß herzuleiten vermöchte, den Waldboden und 
das Ackerland, nach fo ſehr verſchiedenen Grund; 
ſätzen beurtheilen, oder gar jenen vor dieſem begün⸗ 
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ſtigen zu dürfen. Wir ſind vielmehr des Glaubens, | 
daß es Pflicht einer jeden Regierung iſt, durch eine 
baldige weiſe Geſetzgebung, es dahin zu bringen, daß 
die Producenten beyder Erzeugniſſe auch glei— 
hen Ertrags fich erfreuen mögen. 


. Die auf den Gütern haftenden Gefälte. 


— 


Es iſt der Gegenſtand dieſer Steuer, einer jener 
traurigen Erſcheinungen, welche auf die Klagen über 
die gegenwärtige Noth, und auf die überall laut ſich 
äuſſernde Unzufriedenheit unſerer Mitbürger, mit 
ihren ſtaats bürgerlichen Verhältniſſen keinen geringen 
Einfluß haben. Dadurch, daß unſere vaterländiſche 
Finanz- Geſetzgebung, ſelbſt in unſern Tagen, bey 
dem regen Geiſte der Zeit, auf die Befreiung von die⸗ 
ſen Grun dübeln, Zehnten, Gülten und Zinſe ge 
nannt, fo wenig Rückſicht nahm, muß ſie jetzt um fo 
gehäſſiger werden, je drückender und unſtatthafter 
ſolche Natural- Abgaben, neben den übrigen 
directen und indireeten Steuern an den 
Staat erſcheinen. In der Nähe des hiervon freien 
Ueberrheins, fürchten wir um fo mehr, daß ihr begeg— 
nen werde, was in ähnlichen Fällen noch immer in 
den Tagen der Noth und der Verarmung erfolgt iſt. 
Bey ſolchen Feudal- und Gutsrechten, Frohnden, 
Sterbfall, Heerdrecht, Handlohn u. ſ. w., hätten 
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Zeichen und Wunder geſchehen müſſen, wenn der Lands 
mann in Zeiten, wie wir ſie ſeit 10 Jahren erlebten, 
ſeinen früheren Wohlſtand nicht hätte einbüßen follen, 
Abgeſehen davon, daß die zahlreichſte Klaſſe die: 
fer nützlichſten Producenten im Staate, bey einem 
forthin unbeſonnen beybehaltenen Systeme der Natu— 
ral- Steuern aus der grauen Vorzeit, von vielen ſo 
läſtigen Menſchen „ von einem Perſonale „welches in 
der Regel jener wahren, humanen Bildung ent 
behrt, um Stärcke genug zu haben, der Pflicht und 
dem Recht z leben, aber Verſtandes- Cultur genug 
beſitzt, um mit Klugheit und Liſt, für das eigene 
Intereſſe zu ſorgen, — abgeſehen davon, daß jene 
Producenten, von diesen Menſchen abhängig gemacht 
werden, darf man ohne Uebertreibung annehmen, 
daß die Verwaltung ſolcher Natural- Steuern mit 
Einſchluß der nothwendigen Gebäulichkeiten 2 des 
ganzen Ertrags aufzehrt. Wer anders, als der Land⸗ 
mann, hat durch die allgemeine Beſteuerung, 
welcher er gleichfalls unterliegt, dieſen Ausfall, nach 
der ihn treffenden Steuer-Quote, abermals zu decken? 
Wenn es auch ſonſt keine andere Gründe gegen die 
von Hrn. Hofrath und Steuer: Director Cro me 
vorgeſchlagene Producten: Steuer gäbe, als die hier g 
genannten: ſo wäre es ſchon hinreichend, eine ſolche 
gänzlich zu verwerfen. Freilich werden Kammer-Diree⸗ 
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toren Forſt- und Domainen-Näthe und Domainen— 
Gefäll: oder Kammeral⸗ Be u. t w., eine 
andere Anſicht haben. 

Inwiefern die ſteuerpflichtigen Gefall: Bezieher 
in Baden ſich zu beklagen haben, darüber dürfen 
wir nur das von unſerm Gegner geſagte leſen, um 
uns zugleich zu überzeugen, daß die allenthalben ge— 
rühmte Steuer: Peräquation, auch hier vergebens 
geſucht wird. Wenn er uns den Vorwurf macht, daß 
nach unſerm Vorſchlage in Betreff der Getreide-Preiſe, 
»dieſe zwar zum Vortheileder Gefäll-Bezie⸗ 
her ausfallen wurden, damit aber der Nach— 
theil der Gefäll-Geber unzertrennlich ver⸗ 
knüp ft wäre«: fo erhellt aus den Beſchwerden der 
Erſteren, die Begünſtigung der Letzteren, was einer 
Gleichheit im Tragen der Staatslaſten widerſpricht. 

Gern geben wir es zu, daß die Getreide-Preiſe nur 
in den nämlichen Jahren, als Maßſtab gewählt wer⸗ 
den konnen, in welchen man die Kaufpreiſe der Güs 
ter wählt. Wir haben überall dieſe Anordnung nicht 
getadelt; ſo wenig, als wir unſern Gegner gehin⸗ 
dert haben, feine Normal- Jahre anders zu wählen. 
Immerhin hätte er ſich jedoch den eines Gefeß: Ver 
faſſers fo unwürdigen Ausfall auf unſere Bemerkung, 
5 über die von T här angegebene Methode, die wahren 
und richtigen Mittelpreiſe zu finden, zu ſeiner eigenen 


Ehre erfparen mögen, da er doch wohl wiſſen muß, daß 
nur aus der Zuſammenſtellung vieljähriger, richtig 
aufgefundener mittlerer Markt- oder Kaufpreiſe, ein 


allgemein gültiger Durchſchnittspreis reſultiren kann. 


Von ſolchen wahren mittleren Marktpreiſen iſt 
in ſeiner Grundſteuer-Ordnung überall nicht die Rede. 
Deshalb, weil er darin eine ſolche Vorſchrift, wie 
Thär, zu geben unterließ, und weil »die Markt⸗ 
meiſter in Baden, wenn ſie dieſelben Feh— 


ler, wie in Preuſſen gemacht haben, auf, 


30 Jahre zurückwirken mußten,« mag uns 
kein Vorwurf werden. Wir kennen noch ganz andere 
Rückwirkungen unſerer neueſten vaterländiſchen Ge 
ſetzgebung, welche von bedeutenderen Folgen waren, 
als hier, wo mit etwas mehr Mühe und Arbeit der 
Wahrheit ihr Recht widerfahren wäre. hei 

Uebrigens verweifen wir unfern Gegner auf das 
Würtembergiſche Archiv 1817). 2. B. 4. Heft. 


3. Hin ſe vſten en 


Nach einer confequent durchgeführten Grund: 
ſteuer, muß der Grund und Boden, worauf die Hau, 
ſer ſtehen, nach dem Maßſtabe der zunächſt gelegenen 
Grundſtücke, die Gebäude ſelbſt aber können höchſtens 
nach der Summe, mit welcher ſolche in die Brand— 


** 
Verſicherungs; Anſtalt eingetragen ſind, beſteuert 
werden. 

Wir haben in der Kehrſeite, in Folge des 9. 1. 
der Häuſferſteuer-Ordnung, nach welcher dieſe 
Steuer auf demreinen Ertrage ruhen ſoll, gerade: 
zu ſolche auf dem Lande verworfen, und nur in den 
Städten, wo durch Hausmiethe ein wirklicher 
reiner Ertrag ſich e dieſelbe für anmwend: 
bar erklärt. 

Hiergegen ſieht ſich unſer Steuergeſetz-Verfaſſer 
veranlaßt, „an den gefunden Menſchenver⸗ 
ſtand zu appelliren und zu fragen: ob A., 
der in der Stadt oder auf dem Lande ein 
eignes Haus beſitzt, nicht mehr habe, als 
B., der keins hat? Ob nicht der Beſitzer 
einer geräumigen und bequemen Wohnung 
mehr habe, als der Beſitzer einer elenden 
Hütte, welche ihm zur Noth auch Schutz 
und Schirm gewährt, aber die Bequem: 
lichkeit und Annehmlichkeit verſagt, um 
jener genießt?« 

Allerdings müßte es ein ſehr kranker Menſchen⸗ 
verſtand ſeyn, welcher das Geſagte abläugnen wollte. 
Aber auch wir appelliren, gleich dem Antikritiker, 
an den geſunden Menſchenverſtand und fragen: ob 
daraus ſchon ſich folgern laſſe, daß A. deshalb, weil 
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er ein Haus, oder weil er ſogar ein geräumiges 
und bequemes Haus beſitzt, auch zu den Staats: 
laſten mehr beyſteuern könne, als B., welcher kein, 
oder ein kleineres und weniger bequemes 
Haus beſitzt, da er weder ſein Haus, noch ſeinen 
größeren Raum, noch ſeine Bequemlichkeit, noch 
ſeine Annehmlichkeit an die Steuerkaſſe abgeben kann, 
und ſolche abzugeben, auch keineswegs verpflichtet iſt? 
Wir würden ohne Zweifel uns lächerlich machen, wenn 
wir behaupten wollten, daß C. reicher ſey, als P., 
weil C. vielleicht einen längern, weitern, bequemern 
Ueberrock, und dazu noch von feinerem Tuche trägt, 
als D.; daß erſterer ſohin auch mehr Steuern bezah⸗ 
len könne, als letzterer, der gleichwohl in den Ta— 
ſchen feines kürzeren, weniger weiten und bequemen 
Rocks „von gewöhnlichem Landtuche, leicht mehr | 
Mittel zu Steuern haben kann. Es ſcheint unſerm 
Gegner ganz entgangen zu ſeyn, daß viele ſeiner 
Mitbürger — um beym Gleichniſſe zu bleiben — gegen 
ihren Willen, mehrere, weite und bequeme Röcke mit g 
leeren Taſchen haben können, und oft wirklich 
haben, und alle jene weder tragen, noch auch verkau⸗ 
fen können. Dieß iſt der Fall ſo vieler großer Guts; ö 
beſitzer, welche durch Erbſchaften z. B. oft einen wah⸗ g 
ren Häuſerreichthum erhalten. Weit entfernt, einen 
Ertrag daraus zu beziehen, da ſich weder Miethleute, 
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noch Käufer dazu finden, ſehen fie durch die nicht ſel⸗ 
ten ſehr bedeutende Unterhaltungskoſten, den Ertrag 
anderweitiger Fonds geſchmälert. Aber gar Steuern 
aus dieſem läſtigen Gebäude- Ueberfluß zu fordern, 
wird keinem verſtändigen Staatsmann in den ae 
fommen. ne | 

- Wenn unfer Gegner zu fragen fortfährt, »ob 
10 Morgen Güter mit Haus, Scheuer und 
Stallung nicht mehr werth ſind, als die 
nämlichen 10 Morgen ohne dieſe Gebäude?« 
ſo mag dies oft ſeyn, kann aber auch eben ſo oft 
nicht ſeyn. Wir haben kürzlich 20 Morgen Acker⸗ 
feldes an 5 Pachtluſtige, welche an demſelben Orte 
anſäßig und zum Theil auch begütert ſind, ohne 
Haus, und ohne Scheuer und Stallung, 
beträchtlich höher verpachtet, als früher mit fol chen. 
Klugheit rieth zu dem Schritte, alle dieſe dem Ein- 
ſturze nahen Gebäude einzureißen, und Grund und 
Boden, worauf ſie ſtanden, an Kaufluſtige im Orte 
zu verkaufen. Hierdurch ward ein Kapital für neue 
Gebäude geſpart, welches leicht den Ertrag der Aecker 
eine Reihe von Jahren hindurch abſorbirt hätte; zu⸗ 
gleich auch fallen alle militairiſche Einquartirungen 
weg, die in dem alten Hauſe, an einer Etappen⸗ 
Straße gelegen, nicht geringe Koſten verurſachten. 
Solcher Sale laſſen ſich mehrere, W in en 
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auf einen Verkauf denken. Alle übrige Fragen 
unſers Antikritikers überlaſſen wir dem Leſer jener 
ſonderbaren, höchſt oberflächlichen und ehe unwiſſen⸗ 
ſchaftlichen Bemerkungen. | 
Auch wird uns vorgeworfen, > aß wir nicht 
zu unterſcheiden wiſſen, zwiſchen dem rei⸗ 
nen Ertrag des Grund und Bodens, der 
Boden- Rente und dem reinen Ertrage 
einer Wirthſchaft, wo alle Factoren zw. 

ſammenwirken. | 
Wir geſtehen, einen Vorwurf der Art am wenig? 
ſten erwartet zu haben, da aus allen Theilen des g 
Badiſchen directen und indirecten Steuer 
Syſtems hervorgeht, daß den Schöpfern deſſelben 
klare Begriffe einer gefunden National: Wirth⸗ 
ſchaft gänzlich mangeln, wie dieß aus dem bisher ges 
rügten deutlich hervorgeht, und weiter 0 deutlicher 
hervorgehen wird. 5 
ukuebrigens find wir gleicher Meinung, „daß kein 
verſtändiger Ortsvogt es räthlich finden 
werde, bei der Umlage einer gewiſſen 
Geldſum me, nur die Grundſtücke nach 
ihrem Werthe, (d. h., den Grundſätzen unſers Anti⸗ 
kritikers gemäß, nach den Kaufpreiſen und 
Pachtſchillingen) anzulegen, und die Ge⸗ 
bäude frey zu laſſen. Wir unſers Theils trauen 
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einem ſolchen verſtändigen Ortsvorſtande nicht 
minder ſo viele Umſicht und Ueberlegung zu, daß er 
mit mehreren Gemeindegliedern, welche ſein und ihrer 
Mitbürger Vertrauen haben, die Umlage weder nach 
den Gütern, noch nach den Häuſern, ſondern 
lediglich nach dem machen werde, was in den 
Häuſern iſt, wir meinen, er wird nach den 
Kräften eines jeden Gemeinde-Mitglie⸗ 
des die Laſt austheilen, welche gemein 
ſchaftlich zutragen iſt. Dieſer verſtändige Orts- 
vorſtand, wird mit Zuſtimmung ſeiner Gemeinde, auf 
dieſe Weiſe und unter ihrer Mitwirkung zur allgemei— 
nen Zufriedenheit, als der wahre Steuer- Peräqua— 
tor und Rectificator auftreten, ohne der Gemeindekaſſe 
die unverhältnißmäßig großen Koſten zu verurſachen, 
welche das bisher von der Regierung ausgeſandte 
Steuer- Perſonale verurfacht hat, und noch täglich 
zu verurfachen nicht aufhört. Wir halten uns feſt 

überzeugt, daß jeder verſtändige und redliche Ortsvor⸗ 
ſtand, für eine Beſteuerung ſtimmen wird, welche 
allein auf den reinen Ertrag einer Wirth⸗ 
ſchaft, wo alle Factoren zuſammenwirken, 
Rückſicht nimmt. Ein ſolcher Ortsvorſtand wird, 
gleich uns, weder von einer beſonderen Grund- 
ſteuer, noch einer beſondern Häuſer- und Gewerb⸗ 
ſteuer etwas wiſſen wollen, welche jeden der genann⸗ 


Factoren einzeln, und wenn man die Sache 
näher beleuchtet, am Ende alle Factoren zuſam— 
men noch einmal beſteuert. Mehreres hierüber 
findet fi in der Kehrſeite. | 


. Gewerbfenen 


—— —— 


Einen nicht minder unerwarteten Vorwurf, leſen 
wir in den Worten unſers Gegners, „der Ber: 
faffer der „Kehrſeite« verliert ſich hier — 
bey der Gewerbſteuer — ſogleich in allgemeine 
Derlamationen, auf die wir — der Steuergeſetz⸗ 
Verfaſſer — nichts zu ſagen habe ne. Als wir 
unſere Keh rſeite dem vaterländiſchen Publikum 
übergeben, glaubten wir uns von dem Zeitpunkte 
nicht mehr fern, in welchem der Regent ſeinem Volke, 
alle jene Rechte einräumen we de, auf welche daſſelbe 
mit jedem andern mündigen Volke, tief gegründete 
Anſprüche hat, ſollten fie ihm auch durch keine freie 
Zuſage des Fürſten, durch keine Bundes- Aste zuges 
ſtanden worden ſeyn — wir glaubten, noch an keinen 
Bundestag mit unſeren Hoffnungen verwieſen, dem 
Zeitpunkte uns nahe, in welchem Regent und Volk, 
d. h., der Staat, die Staatsbedürfniſſe ger 
meinſchaftlich berathen, und dem Volke überlajjen 
würde, das, was dieſes zu jenem SR bei⸗ 
zuſteuern hat, aufzubringen. 6 
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Hier bei der Gewerbſteuer, wo die Steuer ſähig⸗ 
keit weder nach Flächen- noch Kubikmaß, weder nach 
Höhe, noch Tiefe ausgemeſſen werden kann, ſcheint 
man die Nothwendigkeit gefühlt zu haben, die Red— 
lichkeit der Steuerpflichtigen in Anſpruch nehmen zu 
müſſen. Denn »wer — nach $. 33. der Gewerbſteuer⸗ 
Ordnung, — »das in ihn gefetzte Zutrauen, 
rückſichtlich der Ang abe des wirklichen Stan⸗ 
des ſeines Betriebs Kapitals, erwieſener 
Maßen, wiſſentlich verletzt hat, ſoll mit 
dem fünffachen Betrag der Steuer beſtraft 
werden, der er ſich durch die falſche Angabe 
entziehen wollte, und mit dem zehnfachen, 
wenn zwiſchen der Klaſſe, in die er geſetzt 
werden muß, und die er angegeben hatte, 
zwey oder mehrere Klaſſen liegen. « Was 
zu dieſem Betriebs- Kapital gerechnet wird, werden 
wir unten angeben. In der Grundſteuer⸗Ordnung 
ſahen wir uns der Willkühr des Steuer- Peräqua⸗ 
tions Perſonals hingegeben, hier hat die Willkühr 
10 unſerer ſteuerpflichtigen induſtriellen Mitbürger keine 
minder wichtige Rolle erhalten. Setzen wir dazu 
noch die Willkühr, welche in der Natur eines jeden 
indirekten Steuer- Syſtems, vorzüglich aber in 
jener des Badiſchen, liegt: ſo begreift auch der Aus⸗ 
länder, in welchem Reiche einer allgemeinen 
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Willkühr wir in Baden, in Betreff der fo gehei⸗ 
ligten Rechte des Eigenthums leben, woraus nur 
eine eben ſo allgemeine Unzufriedenheit und großer 
Mißmuth entſtehen kann. Denn gerade hierin zeigt 
ſich der unverkennbar beſſere Charakter der Zeit, 
daß die mündige Menſchheit, keiner Art von 
Willkühr, forthin unterthan ſeyn will. 

Es iſt möglich, daß unſer Antikritiker, wel; 
cher nur zu deutlich überall verräth, daß auch er, 
einer von den uns allen fo gehäſſigen Will, 
kührliebenden iſt, unſere vorgeblichen, allge⸗ 
meinen Declamationen, da gefunden zu haben 
glaubt, wo wir von einer längſt erſehnten Rech⸗ 
nungs Ablage, über unfere, in fo über 
ſchwenglich reichem Maße hingegebenen 
Steuern ſprechen, und dieſen Weg zugleich für den 
einzig möglichen halten, auf welchem Vertrauen 
zwiſchen Fürſten und Volk, ſich gründen und befeſti⸗ 
gen kann, und nebenbey die Ehre der i Finanz 
Räthe ſich retten läßt 

Es verdient at aber als eine besondere 
Eigenſchaft unſers Gegners herausgehoben zu wer: 
den, daß er uns dieſelben Vorwürfe, welche wir ihm 
machten, zurückgiebt, ohne alle Prüfung, ob es von 
ihm auch mit demſelben Rechte geſchehe, mit dem wir 
glaubten gegen ihn auftreten zu können. | 


Opera 51 — 


Wir wollen uns die Mühe nicht verdrießen laſſen, 
einige Stellen aus ſeiner Apologie hier zu geben, 
gegen welche unſere Kehr eite ſpricht. 

„Die Gewerbſteuer — heißt es dort — umfaßt 
einen wichtigen — warum nicht den wichtigſten? — 
Theil der Geſammtkraft des Landes, nämlich den 
Werth der Betriebſamkeit aller Staatsbürger, vom 
Taglöhner oder gemeinen Handarbeiter, bis zum 
Fabrikanten und Großhändler.“ 

vSachen haben ihren Preis, der Menſch hat 
keinen, wo er frey iſt. Die Gaben, welche ihm die 
Natur freygebig oder ſtiefmütterlich ſpendete, laſſen 
g ſich eben ſo wenig meſſen, als die Kraft, mit welcher 
er dieſe benutzt; was geſchätzt werden kann, iſt die Er: 
träglichteit der von ihm gewählten Beſchäftigung, und 
dieſes iſt nur im allgemeinen und durch Vergleichung | 
der verſchiedenen Nahrungszweige möglich 50). | 

Nach ſolchen Rednerübungen hätte man billig 
glauben ſollen, unſerm Gegner ſey alle Luſt ver⸗ 
gangen, ſeine Mitbürger, ohne Rückſprache mit 
ihnen, dennoch nach ihren natürlichen Gaben 
nebſt der Kraft, womit ſie genützt werden, 
d. h., nach dem perſönlichen Verdienſte zu 
beſteuern. Allein keineswegs iſt dieß der Fall! Er 
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bleibt hierbey nicht ſtehen; er legt auch alle Inſtru⸗ 
mente, alle Geräthſchaften, alle Vorrichtungen u. f. w., 
welche den perſönlichen Verdienſt möglich machen, 
in die Steuer, unbekümmert, aus welchem Fonds 
ein ſolches Inventarium wieder ergänzt werden ſoll, 
wenn Zeit und Gebrauch daſſelbe zerſtört haben; 
gleich der Häuſerſteuer, welche fortgegeben werden 
muß, bis die Wohnung über dem Kopfe zuſammen⸗ 90 
bricht, wenn gleich der bis dahin bequem und ge⸗ 
räumig und annehmlich darin geſchirmte und 
geſchützte Beſitzer, nun keine Mittel mehr hat, 1 | 
nur eine elende Hütte ſich zu bauen. | 
Nach der Gewerbftener Ordnung unſers Geg⸗ 
ners, haben ungefähr 3 der Bewohner Badens 
ihren Preis, 2 derſelben aber keinen; oder 3 2 find 
von ihm für unfreie, und 3 für freie Wenn 
erklärt. Der F. 7. der Gewerbfieuer: Ordnung giebt 
hierüber nähern Aufſchluß. 
„Keiner Perſonal- Steuer — fo lautet deſſen 
Inhalt — find unterworfen «k | 
1.) Standes- und Grundherren. 
2.) Alle Perſonen, welche von ihren Ren 
ten leben, und ſich bloß mit der Ber 
waltung ihres Vermögens beſchäfß 
tigen. (1) | | 
3.) Die Räthe und Diener der Standesherrn und 


die Rentbeamten der Grundherrn. ji 

4.) Alle Perſonen, welche in unmittelbaren landes- 
herrlichen Dienſten ſtehen, oder in Dienſten 
der Gemeinden und der vom Fürſten anerkann⸗ 

ten öffentlichen Anſtalten. | 
5.) Alle Quiscenten und Penſionairs. N 

6.) Schriftſteller und bildende Künſtler, Schau: 
ſpieler ’ Bildhauer, Mahler, Kupferſtecher. 

7.) Alle Perſonen, welche ſich mit der Erziehung 
und dem Unterrichte beſchäftigen: die Unterneh: 
mer von Erziehungs- und Bildungsanſtalten, 
Sprach- Muſik- und Singlehrer, Schreib- und 
Rechen- und Zeichenmeiſter, „Bereiter, Tanz: 

und Fechtmeiſter. 5 

8). Alle Perſonen, welche fich mit der innern und 
äuſſern Heilung der Menſchen und Thiere beſchäf⸗ 
tigen: Aerzte, Wundarzte, Operateur, Zahn⸗ 
und Augenärzte, e Hebammen und 5 
Thierär; te. 

9.) Alle Perſonen, deren ſich d die Unte geha zu 

Betreibung und Beſorgung ihrer Rechtsgeſchäfte 
bedienen. Anwalde, Sachwalter, Advocaten, 
Procuratoren, Notarien. 

10.) Diejenigen Perſonen, welche in die Klasse des 
Brodgeſindes gehören, bey andern Perſonen gegen 
Koſt, Lohn und Wohnung ſtändig arbeiten. 
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11.) Diejenigen Perſonen ‚ welche, ohne in die Klaſſe 
des Brodgeſindes zu gehören, bey andern Perſo⸗ 
nen, in deren Häuſern und Werkſtätten um Lohn 
arbeiten, wenn fie nicht als Orts- oder Schutz⸗ 
bürger aufgenommen ſind. 
12.) Alle Wittwen und ledige Weibsperſonen, welche 
einen Nahrungszweig betreiben, auf dem keine 
höhere Perfonal » Steuer, als die der erſten 
Klaſſe ruht. g ud | 
Nach $. 1. der Gererbfteuer s Ordnung ruht dieſe 
Steuer, auſſer dem perſönlichen Verdienſte, worun— 
ter y das Einkommen durch Handarbeit, Ge 
werb, Kunſt und Hande le verſtanden wird, auch 
auf dem „Ertrage des Betriebs- Kapitals.« 
Dieſes umfaßt „den Werth der ſtändigen Ein 
richtungen, welche zu Führung eines Ge⸗ 
ſchäfts an Maſchienen, Geräthſchaften 
und Werkzeugen vorhanden ſind, und den 
Werth der Natur- und Kunſt- Producte, 
welche ſich im Durchſchnitte in dem Lande 
befindlichen Magazinen, Speichern und | 
Kellern vorfinden, endlich den Werth der 
einzelnen Perſonen zuſtehenden beſondern 
Gewerbberechtigungen. G. 3) 
Wir bekennen es aufrichtig, daß wir uns mit 
einem ſolchen bunten Durcheinander, in dem willkühr⸗ 
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lichen und launiſchen Beſteuern productiver und nicht 
productiver Gegenſtände, deren Exiſtenz oder Nichtexi— 
ſtenz von der Angabe der Steuerpflichtigen, oder von 
den gehäſſigen und verabſcheuten gerichtlichen Unter⸗ 
ſuchungen abhängt, nie befreunden können, ſo wenig, 
als mit den 10 Klaſſen, in welche die ganze große 
Reihe aller Producenten abgetheilt iſt, deren perfon: 
liches Steuer- Kapital, in Abſtufungen von 5, 10, 
18 und 20 Gulden, von 500 — 6000 Gulden aufge⸗ 
ſtellt iſt 51), wodurch das mechaniſche Arbeiten der 
Hände, von den liberaleren Beſchäftigungen des 
Geiſtes ſo nahe an einander abgemarkt ſind. Daher 
finden wir in unſerer Badiſchen Gewerbſteuer-Ord— 
nung neben einem Landwirthe den Beſenbinder 
und Keſſelflicker, neben dem Fabrikanten 
ohne offenen Laden den Lumpenſammler und 
Port- Chaiſen- Träger im friedlichen Vereine, 
gleiche perſönliche Steuer entrichten. Difficile est 
satyram non scribere. | 
Zu dieſem perſönlichen Steuer Kapital wird 
dann das Betriebs-⸗Kapital in einer Stufenleiter von 
300 — 20000 Gulden hinzugefügt. (. 33.) Beyde 
zuſammen find zu 4 pCt. reinen Ertrags berech⸗ 
net, wovon jedoch nur 3 Kreuzer vom Gulden dieſes 
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Ertra ae An die : Steuerk kaſſe abgegeben werden dür- 
fen, „weil das Kapital nicht ſo ſi cher i ſt, 
als das, was in Häuſern und Gütern ange⸗ 
legt wird 15 „Wenn wir dieß auch zugeben: ſo 
können wir nicht zugeben, daß deshalb Häuſer- und 
Güterſteuer höher angeordnet bleibe, als eine Gewerb⸗ 
ſteuer, aus dem einfachen Grunde, weil ſich alles 
wieder compenſirt, und zwar dadurch, was ja unfer 
Gegner ſelbſt zugiebt „daß der Kaufmann, der Fa 
brikant, der Gewerbsmann ſein Kapital um ſo viel 
höher umtreibt. Der Kaufmann z. B. ſetzt ſeine 
Fonds zu 10 und ıı und mehreren pCt. um, während 
der Landwirth mit weniger, als der Hälfte zufrieden 
iſt. Der Apotheker, der Silberarbeiter u. ſ. w. ſchla⸗ 
gen bekanntlich noch viel höhere Zinſen aus ihren 
Kapitalien. Die Unſicherheit der Letzteren wird ſohin 
durch größere Ertrags- Zinſen hinlänglich ausgegli⸗ 
chen. Auch zeigt die tägliche Erfahrung, daß das 
Leben des Landbebauers, im Vergleiche mit ſeinen 
industriellen und commerziellen Staatsgenoſſen nd 
wegs beneidensiver th erfcheint. 
Wir können füglich, nach Tarſtellung dieſer 
Hauptzüge der Gewerbſteuer-Ordnung, unſern Leſern 
überlaſſen, eine Kritik derſelben weiter auszubilden. 
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Rur ſey uns erlaubt, folgendes zu bemerken. 
Keine Kaſte hat bisher ſo heftig und laut gegen 
alle und jede Steuerfreiheit des Adels geſprochen, 
als die Kaſte der Staatsdiener. Wir haben hier⸗ 
gegen nichts zu erinnern, nur mögen Männer in 
Staatsämtern, ſolche Reden mit Anſtand und 
Würde führen. Deſto mehr aber haben wir dagegen 
zu erinnern, daß dieſelben Staatsdiener, welche als 
Staastbürger, auch mit uns gleiche Verpflichtungen 
haben, in ihren bisherigen Vorrechten und Privile— 
gien ſich zu erhalten wußten, und keinerlei Pflichten 
hi letzterer Beziehung erfüllt haben. In dem Genuffe 
jener Vorrechte, ſehen wir keinen Patriotism dieſer 
Männer, aber wir werden fortan ſolchen erkennen, 
in der Erfüllung der ſtaatsbürgerlichen Pflichten, die 
ihnen ſo gut obliegen „als uns übrigen, ohne welche 
ihre Subſiſtenz gar nicht denkbar iſt. Darin, daß 
Staatsdiener ihr geiſtiges Gewerbe, welches oft nur 
ſehr ungeiſtiger und mechaniſcher Natur iſt, aus der 
Staatskaſſe bezahlt erhalten, kann kein Grund zu 
irgend einem Vorrechte oder zu irgend einer 
Steuer-Befreiung liegen. 

Wir haben vergebens nach Gründen für dieſe 
bisherige Steuerfreiheit der Staatsdiener, fo wie 
aller übrigen, in der Gewerbſteuer-Ordnung genann: 
ten Steuerbefreueten geforſcht, und ſchwerlich dürfte 
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unfer Gegner ſolche angeben können, ſo wenig, als 
er uns überzeugen wird, daß bey der Gefahr des 
Vaterlandes, der Sohn des Staatsdieners, vom höch— 
ſten bis zum niedrigſten, weniger verpftichtet iſt, daf: 
ſelbe zu vertheidigen, als der Sohn des Taglöhners. 
Dergleichen Begünſtigungen, welche immer nur Aus; 
flüſſe der Willkühr und Laune ſind, paſſen für unſere 
Zeit der Mündigkeit der Völker nicht mehr, und erzeu⸗ 
gen den Keim der ee des Mißmuths, 
wie des Haſſes. | 

Obgleich die weltlichen Staatsdiener, von jeder 
directen Steuer befreit ſind: ſo ſehen ſich dagegen 
Prediger und Schullehrer, deren Beſoldung i in 
dem Genuſſe von Güterſtücken, oder Zehent- und 
Gültgefällen beſteht, einer Grund, und et 
ſteuer unterworfen. | | 

Abgeſehen von der Unſchicklichkeit, in e 
Tagen den würdigen Stand der Volkslehrer, deſſen 
Wirken für Sittlichkeit und Religioſität, gleich dem 
Streben jener weltlichen Staatsdienerſchaft für 
Recht, rein geiſtiger Art nur iſt und ſeyn ſoll, mit 
den Untergebenen in eine und dieſelbe Klaſſe der Urpro: 
ducenten fortdauernd zu ſetzen, und ihn als Nutznießer 
der ſo läſtigen Grundgefälle, ſo wie bey dem Verkaufe 
derſelben, und der durch die eigene landwirthſchaftliche 
Induſtrie gewonnenen Producte, in die Reihe der Con⸗ 


currenten auf dem Markte; ſohin dort als Gefällbe⸗ 
zieher, und hier als Mitverkäufer in ſo vielen Colli— 
ſionen zu erblicken, iſt es ganz wider alle Gleichſtel— 
lung, einen Theil der Staatsdiener, welcher ſeine 
Beſoldung auf die leichteſte und feinem Stande ange⸗ 
meſſenſte Weiſe unmittelbar aus der Staatskaſſe de 
zieht, gar nicht zu beſteuern, und den andern Theil 
derſelben Staatsdiener, welcher erſt auf einem, oft 
ſehr beſchwerlichen, gehäſſigen und ſeines Standes 
höchſt unwürdigen Wege dazu gelangt, nicht nur zu 
beſteuern, ſondern auch zu allen Kriegslaſten anzw 
ziehen. Wenn hierdvoch fo mancher Geiſtliche in die 
ſorgenvollſte, bedrängteſte häusliche Lage verſetzt, 
und durch rohe, animoſe Dorfrichter bitter gekränkt 
ſich ſehen mußte: ſo waren B. die ohnehin reichlich 
beſoldeten Juſtigbeamten des Neckar- Kreiſes, wäh⸗ 
rend der großen Kriegs⸗Calamitäten ihrer Amtsunter⸗ 
gebenen unpatriotiſch genug, ſelbſt von den Kriegs— 
geldern, welche an fie abgeliefert werden mußten, von 
jedem Gulden Einen Kreuzer Z ählgeld, mithin 
mehr, als die intereſſirteſten Wechsler, ſich zuzueig⸗ 
nen, und dadurch allein an den Zahlungen, in die 
Kreis⸗ Kriegs- Kaffe zu Mannheim, an der Ber: 
pflegungsſumme für die Garniſon zu Kehl, und den 
baaren Zahlungen für die accordirte Fourage in das 
Gen genbacher Magazin über 7000 Gulden, den 
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armen, bedrängten Unterthanen abzunehmen. 
Ohnehin iſt der Stand der Volkslehrer, wie 
anderwärts, ſo auch im Badiſchen, nicht über⸗ 
flüßig beſoldet 53), und dennoch ſoll er jetzt im Frie⸗ 
den, auch an den Commun⸗-Laſten bezahlen „nachdem 
das Commun⸗ Vermögen, durch die oft heilloſe Wirth⸗ 
ſchaft der Ortsgerichte ꝛc. vergeudet wurde. Auf wel⸗ 
chem rechtlichen Wege dieſe Concurrenz der Volkslehrer, 
zu den Communal- Laſten vertheidigt werden ſolle 
und könne? verſtehen wir noch zur Zeit nicht, da 
bekanntlich dieſer Stand ſo wenig, als die weltlichen 
Beamten in irgend einem ortsbürger lichen Ber: 
bande ſtehen. | 
Wenn man in di eſem Stande der Staatsdiener⸗ 
ſchaft, ſchon die ſo oft und ſo laut gepriefene Gleich; 
heit im Tragen der Staatslaſten ſo arg verletzt ſieht: 


33) Man verſichert uns, daß jeder Amtsdiener, im Neckar; 
Kreiſe beſſer beſoldet ſey, als der größte Theil jener Staats, 
diener, welchen die geiſtige, ſittliche und religiöſe Bildung 
des Volks anvertraut iſt. Es giebt wenige dieſer Amts⸗ 
diener, welchen der ſogenannte Meldbatzen jährlich 
nicht 1000 bis 1200 Gulden abwirft. Jeder Klagende und 
jeder Beklagte, welcher in die Amtsſtube eintreten will, 

muß vorher gemeldet werden, wofür er 4 Kreuzer oder 
einen Batzen zu erlegen hat. Will Jemand früher, als die 
Reihe ihn trifft, eingelaſſen werden, fo erh lt der geſtrenge 
Amtsdiener den doppelten, auch wohl dreifachen Betrag. 
„Jedes Aemtchen hat fein Schlämpchen.“ 


fo mag man auf die noch größere Ungleichheit unter 
den übrigen Klaffen der Staatsbürger ſchließen! 

Gegen eine ſolche nicht zu verkennende Ungleich— 
heit, in welcher die Geiſtlichkeit gegen die übrigen 
Ste aatsdiener ſteht, gab ſolche ſchon mehrere; Vorſtel⸗ 
lungen an die Regierung, jedoch bis her ohne allen 
Erfolg, ein. Mag ſie ſich tröſten mit fo vielen ihrer 
übrigen Staatsgenoſſen, denen ein gleich unbil liges 
und ungerechtes Loos un die Minifierial; Wilkühr 
bereitet ward N 

Wenn der r Grundſatz wahr i iſt, und unſer Geg⸗ 
ner bringt ſolchen oft genug zur Sprache, „d daß glei⸗ 
chen Pflichten, nur gleiche Rechte gegen: 
über feehen:« fo begreifen wir nicht, wie er bey 
der Beſteuerung unſerer Staatsgenoſſen, ſo viele 
Ausnahmen ſich erlauben konnte, welche offenbar nur 
dann ſtatt finden mögen, wenn fie mit Einwil⸗ 
| ligung aller Steuerpflichtigen aufgeſtellt 
werden. Hätten wir übrigens für die Beſteuerung 
der Staatsdiener auch keinen andern Grund, als den, 
daß ſie dadurch allein Veranlaſſung und Aufforderung | 
und Gelegenheit haben, durch eigene Erfahrung die 
Steuerübel des Landes — um mit unſerm Gegner 
zu ſprechen 3), — kennen zu keinen, 1 (ige ſchon 


34) Europ. Annalen. 1817. 3. St. S. 31. 


darin Hoffnung zu dem Glauben, an eine baldige 
Ertöſung von ſolchen. Wer nie krank war, weiß 
nicht, wie dem Leidenden zu Muthe iſt; und 
wernie Hunger litt, kennt den Werth des 
Brodes nicht. Darum ſchon iſts klug und rath⸗ 
fan, daß die, die da helfen ſollen, wiffen, 
wie und wo wir leiden, und damit fie bald und 
gründlich helfen mögen ; iſts recht und billig, daß fie 
an den gemeinſchaftlichen Uebeln mit uns leiden, 
und mit uns erfahren, was wir bisher ae und 
rfuhren. | 
Es iſt ein Ding der Unmöglichkeit, die beiten 

des Geiſtes von jenen des Körpers alſo zu ſondern, 
und capitaliſirt darzuſtellen, wie es unſer Anti 
kritiker gethan hat, und darin, wie er dieß that, 
liegt kein Hinderniß, ſeine Manipulation „ auf alle 
die oben angeführten Ausnahmen anzumenden. Wir 
können uns nicht überzeugen, daß jene Staatsge⸗ 
noſſen sub Nro. 2. 3. 6. 7. 8. 9. ſich geehrt fühlen 
mögen, in Rückſicht der Pflichten gegen den Staat, 
mit dem Brodgeſinde in dieſelbe Kaſte der Steu⸗ 
erfreien gezählt zu werden, und dadurch des Rechts 
ſich verluſtig zu ſehen, als vollgültige Staats 
bürger im Staatsvereine auftreten zu können. Frei⸗ 
lich die Natur eines wahren Staatsdieners, 
iſt längſt unkenntlich geworden, indem ſie in jene der 
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bloßen Fürftendiener übergegangen zu ſeyn ſcheint; 
und darum auch theilt ſie ſo gern die Rechte mit dem 
Fürſten „ ohnedie Pflichten für das Volk, und als 
| Staatsbürger ſolche mit dem Volke, zu erfüllen. 
Auch ſehen wir ganz nicht ein, warum die über⸗ 
wiegende Kraft des Geiſtes, von welcher alles aus⸗ 
geht, mit ſo arger Willkühr überſehen werden konnte? 
warum alle Gelehrte und alle Lehrende 
ſteuerfrey ſeyn und bleiben ſollen? Liegt die Erhal— 
tung des Staates im Frieden, wie im, Kriege, allen 
ob, welche den Staat ausmachen: ſo begrei— 
fen wir nicht, welcher andere Maßſtab für die Erhat: 
tungspflicht. gewählt werden kann, als jene der 
Kraft, ſie mag nun im Kopfe, oder in den Armen oder 
in dem Beutel vorhanden ſeyn. Wer viel hat, von 
dem wird viel gefordert — iſt eine alte bekannte 
Wahrheit. Nur der Ertrag der productiven Kräfte, 
AM h., das jährliche Einkommen, kann das 
Maß des Gebens und des Leiſtens ſeyn. Ob dieſes 
E in kommen vermittelſt der Feder, oder des Degens, 
oder des Grabſtichels, oder des Hammers und Ho⸗ 
bels und Spatens ſtatt findet? daran liegt uns nichts; 
aber daran liegt uns viel, daß ein jeder nach dieſen 
ſeinen Kräften, verhältnißmäßig zum Bedarf des 
ſtaatsbürgerlichen Vereins beitrage. Denn dieß iſtuns 
allen klar, daß es weniger darauf ankommt, die 
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möglichft geringſte Quote des National— 
Einkommens überhaupt, als vielmehr die 
möglichſt kleinſte Quote des Einkommens 
jedes Einzelnen zur Steuerkaſſe abzu— 
fordern. | 


Ueberall kann nur der reine Ertrag unſerer 


gelehrten oder auch nicht — gelehrten Mitbürger aus 
ihrer Wirthſchaft, „wo alle Factoren zuſam⸗ 


menwirkenss),« zur Sprache kommen. Denn es 


könnte wohl der Fall ſeyn, daß mehrere kräftig 
wirkende Factoren in der Wirthſchaft, das Eigen⸗ 
thum anderer wäre; z. B. es könnte jemand zu dem 


Ankaufe eines Guts von 20,000 Gulden, die Hälfte 


6. 


geliehen haben. Soll er nun auch aus dieſem Theile feiz- 


nes Einkommens, welches doch nur einem Andern ge— 
hört, Steuer bezahlen? Von der Gerechtigkeit einer 


ſolchen Beſteuerung, wie wir ſie unter uns kennen, 


iſt wohl kein geſunder Menſchenverſtand zu überzeugen; 


nicht zu überzeugen, daß eine Steuer- Peräquation 


alle Kapitaliſten in einem Lande ſteuerfrei 


2 


laſſen darf, in welchem z aller Liegenſchaften vers 


pfändet, und dieſe Kapitaliſten ſohin die eigent⸗ 


lichen Grundherren, und die Bebauer dieſes 
Grundes die Steuerknechte ſind. 


35) Kısen, en Juſtiz⸗ und poltze, N Neo. 8 98. 
1816. S. 391. 


a 
„% Ortner 
Unſer Gegner glaubt uns hier ſogleich damit 
ſchlagen zu können, daß er ſeinen Leſern ſagt: »beis 
abe in allen Staaten Europa's werde ein 
ehr oder minder bedeutender Theil der 
Staatsbedürfniſſe durch Zölle und Con 
fumtiol.3:Steuern und andere ſogenannte 
indirecte Abgaben aufgebracht.« Wenn dieß 
wahr iſt, was auch wir wiſſen: ſo iſt eben ſo wahr, 
daß überall in dieſen Ländern die Völker nicht gefragt 
wurden, ob dieß al ſo ſeyn ſolle, und nicht anders 
ſeyn könne? Es iſt eben ſo wahr, daß durch eine ſolche 
Einrede die Verwerfligkeit dieſer Steuern, auf keine 
Weiſe widerlegt iſt, und daß die Steuernden überall 
eben ſo wenig dabey ſich zu beruhigen vermögen, als 
wir in Baden. Nur dieß geht daraus hervor, daß 
die Finanz- und Steuergefeß ; Verfaſſer, überall ein: 
ander ähnlich ſind; daß jene in kleinen Staaten immer 
die Nachäffer ihrer Collegen in großen Staaten wa⸗ 
ren, und noch ſind; daß jene, wie dieſe, immer mehr 
das Staats- Einkommen, als das National- Eins 
kommen vor Augen haben; daß es nicht weniger Ver- 
kehrtheit verräth, die Thorheit im eigenen Hauſe, 
mit jener in des Nachbars Hauſe, rechtfertigen zu 
wollen. 
\ 5 
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Wer könnte alle die traurigen Reſultate, einer fol: 
chen indiresten Beſteuerung in Oeſtreich, Preuß; 
fen, Baiern, u. . w. überſehen, welche auch wir 
im eigenen Vaterlande, ſo wie in den nahen Nachbar⸗ 
Ländern, in noch weit größerem Uebermaße ſeit Jah⸗ 
ren zu bemerken Gelegenheit hatten? Unſer Antik ri— 
tiker giebt ſelbſt in ſeiner „Stimme aus Badens 
zu, daß die Verminderung der indireeten Steuern 
das erſte ſeyn müſſe, woran mit Ernſt zu denken ſey. 
Hierdurch ſpricht er klar genug ſeine Ueberzeugung 
aus, daß dieſe Steuern die drückendſten Uebel 
für feine Mitbürger find. Er ſieht ſelbſt die unläug— 
barſten Folgen ein, indem er ſagt: »der Abſatz der 
verſchiedenen Landes Producte, iſt auf 
allen Seiten gehemmt, Handel und Ge 
werbe entbehren der freien Bewegung und 
Cireulations- Mittels s9.« Einen folchen trau: 
rigen Zuſtand, die unverkennbaren Folgen eines uns 
heilbringenden Mauth -und Zoll- und Aceis-Syſtems, 
mit dem gleichen Looſe anderwärts entſchuldigen zu 
wollen — wir wiederholen es — verräth wenig 
Staatsweisheit. Ueberhaupt ſcheinen die ſogenannten 
Staatsmänner unſerer Zeit, ihre Beruhigung darin 


36) Europ. Annalen. 1817. 3. St. S. 314. 
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zu finden, daß das Schickſal aller Reg ierten 


überall gleich drückend und beklagenswerth iſt. 

So lange unſer Gegner einen Eſchen— 
mayer 37) und einen Brunner 3) nicht widerlegt 
haben wird, fo lange haben wir mit ihm und allen 
ſeinen angeführten Autoritäten kein Wort über dieſe 
moraliſche Peſtſchule in einem Lande zu wechſeln, 
welche dem phyſiſchen und geiſtigen Wohlſtande eines 
Volks gleich ſchädlich, und höchſtens nur der Finanz 

Kaffe und einem zahlreichen Erhebungs: Verfonale 
zuträglich iſt 39). | 
Wenn unſer Antikrfkiken ſeine Mitbürger 
von der Wohlthätigkeit des Polizey- und Sicherheits: 
Perſonales im Vaterlande, durch ähnliche Beweiſe, 


von den Ofenlöchern hergenommen, ſo wie von der 


nothwendigen Beſchränkung der natürlichen Frei— 
heit, denſelben mündigen Mitbürger durch die; 


ſes Perſonale zu überzeugen hofft; wenn er die 
Dienſtentſetzung e eines „ N wegen 


37) Eſch enmay er über Conſumtions⸗Steuer. Eine ſtaats⸗ 
wirthſchaftliche Abhandlung. Heidelberg. 1813. 


38) Was find Mauth, und Zollanſtalten, der National; Wohl; 
fahrt und dem Staats; Intereſſe ? Bon H. C. Brunner. 


Nürnberg. 1816. . 

309) Heidelberger Jahrbücher der Literatur. März St. 1817. 

Die Recenſion über v. Cölln's Abhandlung: „Keine 
Acciſe mehr!“ ö 


ungebührlich genommener 45 Kreuzer, als Beweis. 
anführt, wie man im Badiſchen treulofe Diener. 
eben ſo ſchnell, als ſtreng zu ſtrafen pflegt: ſo iſt zu 
wünſchen, daß unſer Finanz + Bureau : Mann in 
jedem Grenzbezirks⸗ Amte etwas genauer um dieſes 
Landſicherheits⸗ und Polizey-Perſonale — Zollgar— 
den und Häſcher genannt — ſich erkundige, um 
ſich zu überzeugen, daß ſolche allerdings die treueſten 
Diener des eigenen Beutels und Magens ſind. Dann 
aber wird er noch ganz andere Dinge erfahren, welche 
ihn von der Verworfenheit dieſes mit Recht ſo allge— 
mein verachteten Perſonales, nicht weniger überzeu⸗ 
gen werden. Fürwahr! das Volk würde nie auf— 
richtiger ſeinen Regenten ſegnen, als wenn dieſer es 
bald von einer Landplage befreiete, deren Größe und 
Druck ſeit 5 Jahren hinreichend erkannt iſt. 

Es widerſtrebt ſchon dem Gefühle eines jeden 
freien Teutſchen, nicht nur in Bad en, auch in 
Baiern, Oeſtreich, Preuſſen u. ſ. w., von 
einem ſolchen Wächter der eigenen, und der Finanz 
Kaſſe ſprechen zu müſſen; aber es regt alle Galle in 
einem Recht und Freiheit liebenden Manne auf, von 
einem ſolchen Schergen, in der Regel dafür gehalten 
zu werden, was allein ihm Geld bringt, und was 
er nur wünſchen kann, daß man ſey. Wenn 
es nicht zu läugnen iſt, daß es weder für eine Regie⸗ 
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rung, noch für ein Volk e hrenvoll ſeyn kann, durch 


ein liſtiges, tückiſches, verſtecktes Ausſpähen und heim⸗ 


liches Auflauern, auf jeden erreichbaren Kreuzer, 
durch ein unbeſcheidenes, verächtliches, empörendes 
Eindringen, in die Werkſtätte des Fleißes und der 
Induſtrie, in gleich ſchmutziger Abſicht „ allen gera— 


den, offenen Sinn, alles Vertrauen und alle beſſere 


Meinung in dem Menſchen und von dem Menſchen zu 
verſcheuchen: ſo iſt es kaum begreiflich, daß es noch 


in unſern Tagen Regierungen giebt und noch geben 


kann, welche ſich ſelbſt und ihren Regierten ſolchen 
öſſentlichen Hohn anthun. 


Man darf hier und da an den Grenzen, in den 


verabſcheueten Mauthhallen oder auf den gleich ver: 


haßten Packhöfen nur Einmal unterſucht, und wie ein. 


Gauner ausgegriffen worden ſeyn, um auf immer eine 
Anſtalt zu verwünſchen, in welcher die Regierung als 
ein habſüchtiger 2 Despote, und der Regierte als ein 
gemeiner Betrüger, mithin in einem Verhältniſſe er: 
ſcheint, um welches uns das roheſte und wildeſte Volk 
nicht beneiden wird. 


Es kann einem ſo tief verarmten Lande, wie dem 


unſerigen, nicht gleichgültig ſeyn, einer ſo unnützen 


und gehaßten Dienerſchaft der Finanz- Gewalt, die 


jährliche Summe von 84,876 Gulden aus der Staats; 


— 
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kaſſe 40) ausgezahlt zu ſehen, ohne wohl die vier: 
fache Summe zu rechnen, welche dieſe Häſcher un⸗ 
mittelbar aus den Händen des gedrängten Volks zu 
erhalten wiſſen. Es will uns faſt eine arge Satyre 
dünken, kaum eine Million Menſchenſeelen nicht ohne 
ein ſolches Polizey- und Landesſicherheits⸗ 
Perſonale regieren zu können, um ſo mehr, da 
es kaum 5 Jahre find, vor welchen wir nicht minder 
regiert wurden, und bei volleren Kaſſen eben ſo 
ſich er ſchliefen. ' 

Mit dieſem Sicherheits-Perſonale des ande 
verhält es ſich, wie mit dem ſtehenden Militair. Das 
Volk muß beide mit ſchweren Koſten unterhalten, und 
will es Sicherheit im Innern, und Schutz nach Auf; 
ſen: ſo bleibt ihm gleichwohl nichts übrig, als dort 
für Tag; und Nachtwächter ſelbſt zu ſorgen, und 
hier die Waffen gegen den Feind ſelbſt zu ergreifen. 
Das empörendſte an jenem fo läſtigen Sicherheits— 
Perſonale iſt, daß es, ohne für alle Sicherheit zu 
wachen, nur mit tückiſcher Heimlichkeit umherſchleicht, 
ob wir uns denn auch ſelbſt zu bewachen Luſt haben 
oder nicht, und wenn wir dieß z. B. bei Tage gänz⸗ 
lich für überflüſſig finden, uns als Straffällige anzu⸗ 
geben ermächtigt iſt. Aber auch dieß wäre ihm ſehr 
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40) Regierungsblatt 1816. Nro. XVII. S. 75. 
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in, wenn es nicht 3 dieſer Strafe für die 
angebrachte Rüge zu beziehen hätte. Gienge dieſe 
Sorgfalt für unſere Sicherheit, bloß auf die von 
uns bezahlten Nachtwächter, ſo wäre Alles in der 
Ordnung; allein die Unterthanen dafür, daß jeder 
bei Tag ſich de in bewachen für beſſer findet, 
zu ſirafen — — das iſt un ter aller ee für 
ein mündiges Volk! 

Wahrhaft lächerlich an unſerm Gegner, iſt 
die Rüge einer (dem auswärtigen Publikum vor⸗ 
gegaukelten) Unwahrheit, »die das Gefühl jedes 0 
Badiſchen Bürgers mit gerechtem Unwil⸗— 


f len gegen den Verfaſſer der Kehrſeite er— 


füllen muß 401! Wer könnte errathen, wovon hier 
die Rede iſt? davon, daß wir im Januar 1816 noch 
nicht wiſſen konnten, ob und wie viel, oder wie 


wenig wir im April 1817 von den k. k. Oeſtreichi⸗ 


ſchen Militair-Verpflegungsgeldern, uns zu gut 
kommen würden. Jeder unbefangene Ba dene r, wird 
Zeugniß geben können, daß in den vaterländiſchen 
Regierungsblättern früher ſchon oft etwas 
ſtand, wovon wir ſpäter gar nichts inne wurden. 
Und wäre es denn der erſte Fall im Badiſchen, 


41) Allgem. teutſche Juſtiz⸗ und Polizei Fama 1816. Nro. 97. 
98. S. 392. 


daß ſolche Gelder nicht dahin kamen, wohin fie kom— 
men ſollten? — — Die Wahrheit iſt, daß wir bei 
Abfaſſung unſerer Kehrſeite, das Regierungsblatt 
vom 22. Nov. 1815 noch nicht kannten, und daß wir 
erft im April 1816, die Vergütung eines ſehr gerin⸗ 
gen Theils unſerer wahrlich! ſehr bedeutenden Opfer, 
in das Gengenbacher e durch das Ber 
zirks⸗ Amt erfuhren. | 
Wenn unfer Gegner fagt: „daß be Kriegs: 
foften für ſein Vaterland, in einem Jahre 
mehr betragen haben, als das Bedürfniß 
der Staatshaushaltung in 3 bis 4 Jahren 
verzehrt #2): fo find wir begierig, die nähere Rech⸗ 
nung hierüber einzuſehen, wenn er nicht auch ſolche, 
gleich einer allgemeinen Rechnungsablage „ über den 
ganzen Staatshaushalt, für unnütz und über⸗ 
flüß ig hält 43). | | 
Indeß fen uns, Trotz der fo gerühmten Wahr; 


heitsliebe deſſelben, erlaubt, wenigſtens hier unferer 


Vermuthung Raum zu geben, »daß er wohl ſehr 
irren könnte, wenn er auch nicht verſucht 
geweſen wäre, die Wahrheit usch ei zu 
entſtellen ). 

42) Europ. Annalen. 1817. 3. St. ©. 1 5 


43) Ebend. S. 315. 
44) Ebend. S. 289. 


* 73 er 


RNechnen wir das jährliche Bedürfniß der Badi⸗ 
ſchen Staatshaushaltung, nur zu 8 Millionen Gul⸗ 
den: ſo wäre der Geſammtbetrag in 3 und 4 Jahren, 
24 und 32 Millionen. Sollte dieſe Summe nur von 
der Ausrüſtung der zum Feldzuge 1814 ausgerüſteten, 
angeblichen 21,000 Mann gelten: fo würde der Auf: 
wand offenbar zu hoch ſeyn, indem jedes Tauſend dort 
1,142,857% Gulden; hier aber 1,523,800 41 Gulden 
gekoſtet hätte, was um ſo unwahrſcheinlicher iſt, da 
noch fo mancher Vorrath an Kriegsbedürfniſſen vor: 
handen war; und das Armee Korps jenſeits des 
Rheins keine Unterhaltungskoſten erforderte 45). Wollte 


15 Hätte der Verfaſſer der „Beherzigungen vor dem 
Wiener Congreſſe,“ an Ort und Stelle ſelbſt ſich er⸗ 
kundigt: ſo würde er ſich überzeugt haben, daß der junge, 
edle Graf v. Hochberg ſolcher Schmutzereyen nicht fähig 
iſt, deren er ihn zu beſchuldigen veranlaßt wurde. Herr 
H., ein würdiger Recht und Wahrheit liebender Mann, 

und ſehr geachteter Bürger zu Speyer, würde ihm nähe: 
ren und klaren Aufſchluß gegeben haben. Wir haben kei; 
nen andern Beruf, als Sachwalter des überall unter uns 
von einer beſſern Seite gekannten Grafen v. Hochberg zu 
ſprechen, als den, welchen die Wahrheit uns auferlegt. 
Tadeln jedoch möchten wir dieſen jungen, tapfern Krieger, 
daß er nicht vor dem ganzen teutſchen Publikum, die Na⸗ 
men jener Männer, unter ſeinem Commando genannt hat, 
deren ruhmloſes Benehmen, ſo vielen Schatten auf ihn 
ſelbſt, und auf das ganze Badiſche Truppen⸗Corps wer; 
fen mußte. Die Art und Weiſe der eigenen Rechtfertigung, 
durch den Fürſten v. Schwarzenberg und den Wie⸗ 


man unter jene Summe der Kriegskoſten, alle Lie⸗ 
ferungen, Natural : Einquartirungen, 
Spannfrohnden u. ſ. w. verſtehen: 0 iſt fie fen; 
bar zu gering angenommen. | 
Es ift allerdings wahr, daß Baden in den 
Jahren des Befreiungs Krieges, durch Truppen⸗ 
Märſche u. ſ. w. gelitten hat, wie vielleicht kein an⸗ 
derer Staat in Teutſchland. Aber es iſt eben ſo 
wahr, daß wohl auch in keinem andern Staate ſo 
wenig Fürſorge getroffen ward, den vielbegehrlichen, 
zügelloſen Fremdling in Zucht und Ordnung zu halten, 
fo wie die einheimiſchen Fiſcher im Trüben zu ent⸗ 
fernen, als in Baden. Es grenzt an's Unglaubliche, 
auf welche Weiſe, die ſchon ir früheren Kriegs- FJah⸗ 
ren verſchuldeten Communen, von ihren eigenen Bor’ 
geſetzten, höhern und niedern Ranges, behandelt 
wurden. Um ſich hiervon zu überzeugen, dürfen nur 
unpartheiiſche Commiſſionen, die Commun- Rechnun⸗ 


ner H of, iſt und bleibt immer ſehr unvollſtändig, indem 


das zu S. Geſchehene, nicht ungeſchehen gemacht iſt, und 
wenige in Teutſchland wiſſen, durch weſſen Schuld es 
geſchah. Die Bekanntmachung ſolcher Thatſachen, welche 
Fremdlinge unter uns ſich erlaubten, deren wir fo viele 
im Lande haben, die mit einem Felleiſen zu uns kamen, 
und nun im Beſitze eines beträchtlichen Vermögens ſind, iſt 
um ſo wünſchenswerther und verdienſtvoller, als es keinem 
Innländer gleichgültig ſeyn kann, ſolche Unbilden auf eige, 
ner Rechnung zu erblicken. 


N en 


gen vom Nov. 1813 an, unterfuchen, welche jedoch 
von Bürger- Collegien, wie ſolche in Würtemberg 
jetzt angeordnet find, mon irt werden müßten. Die 
kleine Strecke der Etappen⸗Straße von B.. bis N.., 
dürfte ſchon hinreichende Aufſchlüſſe geben, daß mit 
3 der verrechneten Koſten, alles reichlich hätte beſtrit— 
ten werden können, was wirklich beſtritten ward. 

Man frage die Gemeinden des Bezirks M., 
was für Victualien und Fourage, aus den an Fu: 
den veraccordirten Etappen-Magazine ausgetheilt 
wurden? Man frage die unglücklichen Bewohner die— 
ſes Diſtrickts, nach welchen Grundfäßen, der Bedarf 
für den viermaligen Durchmarſch der Ruſſen 
requirirt und repartirt wurde? Man frage den Poſt— 
halter zu S., unter welcher Rubrik ſeine Zeche, für 
den Oberdeamten H., mit dem Etappen: Offizier aus 
M. nebſt dem Betrage für 4 Poſtpferde, womit von 
Ort zu Ort, ohne Noth und ohne Veranlaſſung her— 
umkutſchirt ward, in die dortige Commun⸗ Pech: 
nung aufgenommen wurde? Man frage den Amts; 
reviſor H. in M., was ihn wohl getrieben habe, 
einen Transport Ruſſiſcher Bagage, zu Waſſer 
wiederholt zu veraccordiren, nachdem er wußte, daß 
ſolcher durch den Etappen: Offizier um 3 wohlfeiler 
ſchon veraccordirt war? Mit ſolchen und ähnlichen 
Fragen könnten leicht Bogen gefüllt werden, wenn 


e 
dadurch nur auch wieder das vergeudete Commun⸗ 
Vermögen zurückkäme, durch Männer vergeudet, wel: 
chen der Staat die Contracte über ſolches anvertraut 
hat. Gleichwohl kann es dem Staate nicht gleichgül— 
tig ſeyn, ſolche Diener forthin in Wirkſamkeit zu 
ſehen. Denn die beſte Verfaſſung artet unter den 
Händen ſolcher Männer, in die ſchlechteſte aus. 
Hat es mit der Erklärung unſers finanz und ſteuer⸗ 
verſtändigen Antikritikers, in der oft erwähnten 
»Stimme aus Badens feine Nichtigkeit, „daß 
jede Abgabe, ſelbſt die geringſte, ein Uebel 
iſt; indem eine ſolche den Bürger zur 
Einſchränkung in ſeinem Lebensgenuſſe 
zwingt, oder ihm die Mittel entzieht, die 
in feinen Händen für den National- Wohl— 
ſtand wuchern): fo begreifen wir alle recht gut, 
warum es in Baden, allen Staatsdienern, 
allen Brodgeſinde, allen Kapitaliſten, und 
noch vielen andern, welche wir oben bei der Gewerb— 
ſteuer kennen lernten, fo erdenwohl iſt, fo wiſſen 
wir eben ſo gut, weshalb es mit unſerm National— 
Wohlſtande ſo ſcheu ausſieht. — — 
Iſt es weiter wahr, „daß die Verwendung 
der Abgaben zu nothwendigen Zwecken, 


„ 

dieſe Hebel rechtfertige, und den Bürger 
für feine Entbehrungen entfhädige): fo 
müſſen wir uns mit Recht wundern, daß unfer Geg— 
ner mit ſeinen Herrn Collegen im Finanz-Miniſte⸗ 
rium, nicht ſchon lange ein ſo höchſt verdienſtliches 
Werk begonnen hat, die ſteuernden, und an dieſen 
Steuerübeln fürwahr! hart leidenden Mitbürger von 
allen den nothwendigen Zwecken, gleichfalls zu 
überzeugen, zu welchen ihre vielen Abgaben verwendet 
werden? Einer ſolchen Belehrung ſind wir doch wohl 
nicht unwürdig? nicht unwürdig, einer verfühnen: 
den Entſchädigung für unſern hingeopferten 
Wohlſtand? Wahrlich! es kann uns nichts willkom⸗ 
mener und wünſchenswerther, als eine ſolche Beleh⸗ 
rung ſeyn, welche uns in den Stand ſetzt, „ein 
gründliches Urtheil über das Abgabenwe— 
fen im Vaterlande fällen zu können,« da— 
mit wir dem Wahne endlich entriſſen werden mögen, 
als habe bisher nur ein we 1 ſtatt 
gefunden. | 

Zu dieſer Einſicht iſt allerdings erforderlich, | 
»daß man nicht nur von ſämtlichen Staat 
Einnahmen, ſondern auch von den Aus— 
gaben und von den Hülfsquellen des Lan 


47) Europ. Annalen. 1817. 3. St. S. 314. 
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des eine vollſtändige und genaue Kennt— 
niß beſitzen muß 48). | 

Es iſt kein Zweifel, daß unfere Finanz» Räthe, 
als die bisherigen Beſteuerer, im Veſitze aller dieſer 
nothwendigen Kenntniſſe ſeyn können und ſollen. 
Denn ohne ſolche wäre jeder Verſuch einer Beſteue⸗ 
rung, wenn auch nicht geradezu lächerlich, doch recht; 
lich und in ſtaats- und nationalwirthſchaftlicher Hin⸗ 
ſicht undenkbar. 5 | 

Freilich haben dieſe Männer bisher noch wenige 
Beweiſe gegeben, daß fie die Hülfsquellen des Lanz 
des, die Staats- Einnahmen und Staats- Ausgaben | 
kennen. Die aus ihren Federn gefloſſenen fogenann: 
ten Steuer Ueberſichten ), enthalten nur den 
geringſten Theil unſerer Uebel — um mit unſerm 
Antikritiker zu ſprechen — nämlich jene diree ter 
Natur, und darum können wir weder Beruhigung, 
noch Vertrauen, noch irgend die geringſte Ent— 
ſchädigung darin finden. 

Bisher haben wir immer nicht anders geglaubt, 
als daß man in jeder Withſchaft, ſie mag groß 
oder klein, eine Haus- oder eine Staatswirth— 
ſchaft ſeyn, die Einnahmen kennen müſſe, um 


48) Europ. Annalen. 1817. 3. St. S. 314. 
49) Regierungsblatt 1816. Nro. XVII. und 1817. Nro. XII. 


die Ausgaben darnach abmeſſen zu können. Finden 


wir, das erſtere zu 12 Schüſſeln nicht hinreichen: ſo 
iſt es Sache der Klugheit nicht nur, ſondern auch 
Pflicht des redlichen Haus: und Familienvaters, daß 
er ſich auf 6 und auf noch wenigere einſchränke, um 
nie in den ruhmloſen Fall zu kommen, das Eigene 


thum anderer zu conſumiren, und auf ihre Koften 
ein nur unwürdiges Leben zu leben. 
Wir haben bisher immer nicht anders gewußt, 


als daß das Maß unſerer Production, zugleich 


daſſelbe unſerer Conſumtion ſeyn müſſe, wenn wir 


im beſten Falle, als leichtſinnige Wirthſchafter, 


welche ihre Sache auf nichts geſtellt haben, 
den Zuſchnitt alſo machen, daß Null vor Null aufgeht. 
Ueber alle dieſe, jedem Anfänger einer klugen, 


verſtändigen Wirthſchaft längſt bekannten Regeln 
belehrt uns unſer Antikritiker, auf eine ganz ent⸗ 
gegengeſetzte Art. »Sogar die ſummariſche 
Kenntniß der Staats- Einnahmen und 


Aus gaben — fo ertönet feine „Stimme aus 


Baden« — nützen nichts, indem es kein all⸗ 


gemein gültiges Verhältniß, zwiſchen der 
Staats-Confumtion und der Staats-Pro⸗ 


duction giebt 50. „Solange wir daher — 


50) Europ. Annalen 1817. 3. St. S. 315. 
| 6 
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fahrt dieſe Stimme weiter fort — die detaillirte 
Kenntniß der Ausgaben entbehren, wiſ— 
ſen wir über die Abgaben im Ganzen nicht 
mehr zu ſagen, als daß dieſelben, follten 
fie auch ein nothwendiges Uebel ſeyn, bei 
dem erſchöpften Zuſtande des Landes, 
immer drückend bleiben 59.6 

| Armes unglückliches Vaterland! welcher Zukunft 
ſiehſt du unter den Händen ſolcher Staatsmänner, 
ſolcher Staatswirthe und Finanz? Räthe entgegen! 
Eine »„ſummariſche Kenntniß der Staat 
Einnahmen und Ausgabens geben fie nicht, 
weil ſie dieſe für unnütz erklären; und eine detail⸗ 
lirte Kenntniß von beyden« geben fie wieder 
nicht, weil ſie ſelbſt ſolche nicht beſitzen! 1 

Zehn Jahre — dünkt uns — hätten doch hinrei— 

chen können, die Hülfsquellen, ſo wie die noth⸗ 
wendigen Staatsbedürfniſſe in einem Lande 
kennen zu lernen, welches auf 3,648,622 3 Morgen 
Areal-Fläche 52), kaum Eine Million Einwohner 
zählt 53). Wenn eine ſolche Kenntniß, ohne welche 
alle Staatswirthſchaft und alle Beſteuerungskunde, 
und alle Beſteuerung ſelbſt, nur als grobe Satyre 
55) Europ. Annalen 1817. 3. St. S. 315. 


52) Statiſtiſches Handbuch für das Es Baden. S. 4. 19. 
53) Ebend. S. 33. 35. s 


erſcheinen, allen bisherigen, 6 bis 3 verſchiedenen 
Finanz⸗Miniſtern, und den zahlreichen Finanz⸗Räthen 
zu erhalten nicht gelungen iſt: ſo mögen wenigſtens 
dieſe Männer, den Verfaſſer der K ehrſeite den 
Vorwurf nicht machen, daß es ihm „am Salze ge— 
breche 8% weil ihre Grundſätze des Beſteuerns fo 
wenig, als jene, wornach daß geſammte Staats— 
Einkommen verwendet wird, die ſeinigen ſind, und 
nie es werden können. Denn jene Staatsmänner 
und Staatswirthe verrathen nur zu deutlich, daß auf 
ihrem Grund und Boden überall keine Quelle zu fin— 
den iſt, woraus den Staatsgenoſſen auch nur einige 
Würze werden könnte. \ | 
Es iſt ein großes unglück für ein Land, 
wenn in demſelben das Salz der Erde 
dumm wird. Aber es iſt ohne Zweifel ein 
noch größeres, wenn ſogar das dumme 
dennoch ſalzen ſoll 5). | | 
Wenn wir es mit unſerm Gegner, als einem 
Steuergeſetz- Verfaſſer zunächſt zu thun hatten: fo 
lag es bisher auſſer unſerm Plan, deſſen nicht min— 
der irrige Anſichten, über unſere ſtaatsrechtlichen 
Verhältniſſe im Vaͤterlande zu berichtigen. Indeß erlau⸗ 


54) Europ. Annalen. 1847. 3. St. S. 316. 
55) Ev. Matth. Kap. 5. V. 13. 
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ben wir uns nur folgende kurze Bemerkung hierüber. 

Wenn derſelbe die Meinung hat, »daß der 
Landmann am Rhein, ſeine Mündigkeit, 
ſeine Freiheit und freies Eigenthum ſchon 
längſt erlangt habe «s: fo find wir von dieſer 
Wahrheit, in Betreff der Mündigkeit nicht min⸗ 
der überzeugt. Wir ſind aber auch überzeugt, und es 
liegt dem ganzen teutſchen Publikum vor, daß von 
dieſer Mündigkeit, an dem Throne bisher kein Ger 
brauch gemacht werden durfte, und ſo lange auch 
wohl kein Gebrauch gemacht werden darf, als es 
den Miniſterialen gelingt, dieß zu verhindern. 
Hätte unſer Antikritiker ernſtlich bedacht, was er 
ſpricht, daß nämlich einem mün digen Volke ganz 
andere Rechte gebühren, als einem un mündigen, 
daß jenes ſich nicht beſteuern laſſe, wie es nur der 
Finanz- Gewalt beliebt; daß es keinen Geſetzen 
Gehorſam ſchuldig ſey, als ſolchen, welche es als 
den Ausfluß eines vernünftigen und geläuterten Volks⸗ 
willens anerkannt, der durch die Sanetion des Ne; 
genten, zum Geſetz erhoben wird — fürwahr! er 
würde dieſe Saite nicht berührt haben, wogegen er 
in ſeinen unverſtändigen Reden, ſo gröblich anſtoßt, 


56) Europ. Annalen. 1817. 3. St. S. 292. 
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und dadurch die N Unm undigkeit nur ü ſehr 
beurkundet. f 
Freiheitwird in einem Lande vergeblich geſucht, 

in welchem alle Gewalt dem Fürſten, oder gar 
nur deſſen Beamten zuſteht. Unbeſchränkt und un⸗ 
bewacht von keiner andern Gewalt, iſt es weder glaub⸗ 
lich, noch wahrſcheinlich, ſo lange Fürſten auch noch 
Menſchen ſind, daß in ſolchem Lande Jedem ſein 
Recht werde. Gerechtigkeit kann ihm nicht wer— 
den, wenn den Gerichten, ſo oft es jener unbeſchränk⸗ 
ten und unbewachten Gewalt beliebt, die Rechts⸗ 
pflege unterſagt wird 57). | 

Eigenthum, freies Eigenthum hat der 
Staatsbürger in einem Lande nicht, deſſen Regierung 
nach Willküh r Steuern ausſchreibt, nach Will⸗ 
kühr Schulden macht, und auf dieſe Weiſe das Pri⸗ 
vat-Vermögen der Regierten verſchlingt; nach Will: 
kühr Perſonen belaſtet und Leiſtungen vielfacher Art 
von ihnen fordert und erzwingt. 

Daß dieß nicht anders iſt, liegt, wie wir zu 
glauben ſo geneigt ſind, nicht am Regenten des Lan⸗ 


57) Will man Beiſpiele ſehen, wo das Finanz- Miniſterium 
dem höchſten Gerichts: Hofe im Lande ſogar erklärt, daß es 
deſſen Ausſprüche nicht anerkennen werde: ſo ſehe man den 
berüchtigten Proceß über die Bezahlung gewiſſer abte y⸗ 
licher Obligationen, an ein Handelshaus in ***, nach. 


NO ne 


des, welcher fein Volk fo gern glücklich wüßte, wel: 
cher die beſten Abſichten hegt, wie uns öffentliche 
Blätter widerholt verſicherten, welcher alle Uebel, 
unſerm Wohlſtande ſo ſichtbar hinderlich, in Einem 
Tage entfernte, wenn er ſie nur kennte. 

Zehn Jahre verfkloſſen, bis die unglücklichen 


Unterthanen dahin kamen, wo jetzt ſie leider! ſind; zeh n 


Jahre reichen nicht hin, ſelbſt unter den günſtigſten. 
Umſtänden, wieder dahin zu kommen, wo ſie früher 
waren. Dieß ſind die traurigen Reſultate einer 
Staatswärthſchakt⸗ e keine National; 
Wirthſchaft erkennt 5 

Alles wird ſich 10506 früher geben, wenn. nur 


der Regent d des Landes wohlwollend und gütig geſinnt, 


ſich entſchließt, feine Unterthanen von Angeſicht zu 
Angeſicht kennen zu lernen, und aus ihren eigenen 
Munde zu erfahren, wo und wie geholfen werden kann. 

Wäre der Menſch nichts als Magen : ſo könnte 
nun bald, nach der bevorſtehenden reichen Erndte, 
ein glücklicherer Zuſtand wiederkehren. Allein die alle 
gemeine öffentliche Stimme, deutet überall auf etwas 
höheres noch, als auf jene Mittel, den Hunger zu 
ſtillen, und die Blößen zu decken. Der Menſch, im 
Gefühle feiner Mündigkeit, ſehnt ſich mit Allge- 
walt nach einer geſetzlichen Ausübung, feiner unver: 
äuſſerlichen Rechte, auf welche er forthin, in fremder 
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Hand nur, nicht mehr verzichtet. Unſtreitig hätte 
unſer Antikritiker klüger gehandelt, in ſeiner 
fürwahr! ſehr zur Unzeit, und in ſo vielen Mißtönen 
erhobenen „Stimme aus Baden,“ weder der 
Heidelberger Bürger und ihres hochgeachteten 
Berathers im Nov. 1815, noch der landesherrlichen 
Declaration vom 7. May 1816 zu erwähnen. 

Das richterliche Urtheil über jene iſt bekannt 58), 
ſo wie es vielen Badenern bekannt iſt, daß die 
angeführte Declaration, am folgenden Tage weder 
unterſchrieben, noch gedruckt worden wäre. 


58) Allgem. Staatsverfaſſungs⸗ Archiv. Weimar 1816 1. B. 
3. St. S. 445. 5 


